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322 Zweite Verordnung 


zur Anderung des Arbeitsordnungsgeſetzes. 
Vom 18. Dezember 1934. 

Auf Grund des $ 1 Ziff. 23, 72—74, 77, 79 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 

Die Verordnung zur Ordnung der Arbeit vom 8. Mai 1934 (G. Bl. S. 303) in der Faſſung 
vom 4. Juni 1934 (G. Bl. S. 447) wird wie folgt geändert: 
§ 58 erhält folgenden Wortlaut: 

„Bei der Feſtſetzung der Entſchädigung iſt ſowohl auf die wirtſchaftliche Lage des Gekün⸗ 
digten als auch auf die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Betriebes angemeſſen Rückſicht zu 
nehmen. Die Entſchädigung bemißt ſich nach der Dauer des Arbeitsverhältniſſes. Sie darf ſechs 
Zwölftel des letzten Jahresarbeitsverdienſtes nicht überſchreiten; iſt die Kündigung offenſichtlich 
willkürlich oder aus nichtigen Gründen unter Mißbrauch der Machtſtellung im Betriebe erfolgt, 
ſo kann das Gericht eine Entſchädigung bis zur vollen Höhe des letzten Jahresarbeitsverdienſtes 
feſtſetzen.“ 

Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 18. Dezember 1934. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Huth 


323 Vierte Verordnung 
zur Durchführung des Arbeitsordnungsgeſetzes. 
Vom 18. Dezember 1934. 
Auf Grund des $ 28 Abſ. 1 und des 8 64 Abſ. 2 der Verordnung zur Ordnung der Arbeit 
vom 8. Mai 1934 (G. Bl. S. 303) in ihrer Faſſung vom 4. Juni 1934 (G. Bl. S. 447) wird 


folgendes verordnet: 
8 1 


Der Artikel V der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Arbeitsordnungsgeſetzes vom 
23. Juni 1934 (G. Bl. S. 464) erhält folgende Faſſung: f 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 1. 1935.) 


844 
„Axtikel V 
Verwendung von Bußen 


(1) Buben in Geld (§ 28 Abf. 1 und 3 des Geſetzes) ſind von dem Führer des Betriebes nad) 
Anhörung des Vertrauensrates zur Anterſtützung in Not geratener Beſchäftigter des Betriebes zu 
verwenden.“ 


8 2 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 18. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Huth 


32⁴ Verordnung 
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. 
Vom 18, Dezember 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 41, 74, 76, 78, 79, 89 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes ver⸗ 
ordnet: 

8 1 


Wer Perſonen, von denen er weiß oder wiſſen muß, daß ſie Wohlfahrts⸗ oder Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung beziehen, ohne Genehmigung des Landesarbeitsamts gegen Entgelt beſchäftigt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 300 G, in beſonders ſchweren Fällen mit Haft bis zu zwei Wochen beſtraft; zur 
Strafverfolgung iſt ein Strafantrag des Landes arbeitsamtes erforderlich. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Danzig, den 18. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Huth 


325 Verordnung 
über die Beiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden. 
Vom 22. Dezember 1934. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 22, 23 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Die Berufungszeit der gegenwärtig im Amt befindlichen Arbeitsrichter und Landesarbeitsrichter, 
die nach der 7. Verordnung zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 28. Juni 1934 (G. Bl. 
S. 473) Artikel II Ziffer 6 mit dem 31. Dezember 1934 endet, wird erſt mit dem 15. September 1935 
enden. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 22. Dezember 1934. 


Det Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


326 Verordnung . 8 
zur Anderung der Verordnung zur Errichtung der Induſtrie⸗ und Handelskammer vom 
28. Juli 1934 (G. Bl. S. 634 ff.). 
Vom 22. Dezember 1934. N 
Auf Grund des 8 1 Ziffer 71 ſowie des 9 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 


845 

Die Verordnung zur Errichtung der Induſtrie⸗ und Handelskammer vom 28. Juli 1934 (G. Bl. 

S. 634 ff., Berichtigungen G. Bl. S. 666, 724 und 726) wird wie folgt geändert: 
Artikel I 

Der bisherige § 11 wird geſtrichen und durch folgende Beſtimmung erſetzt: 

8 11 5 

In den Wahlkörper 1 ſind wählbar Danziger Staatsangehörige, die mindeſtens 25 Jahre alt ſind 
und nach den 88 7, Abſ. 2 bis 4, 8, 9 zur Abgabe der Wahlſtimme befähigt ſind. 

In den Wahlkörper II ſind wählbar Danziger Staatsangehörige, die mindeſtens 25 Jahre alt 
ſind, den Beſtimmungen des 8 8 entſprechen und Mitglied des Vertrauensrats einer der in § 2 ge⸗ 
nannten Unternehmungen ſind. 5 

Artikel U 

Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 22. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Huth 


327 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. 
Vom 22. Dezember 1934. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des $ 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung der Freien Stadt Danzig vom 1. November 1933 (G. Bl. S. 535) wie folgt 
geändert: En 

Artikel ! . E 
1. In 8 1 „Allgemeines, Höchſtgewicht uſw.“ Abs. Ua, iſt zu ändern 
unter a) Höchſtmaße: 80 em in 90 em; 
Mindeſtmaße: 11, 4 cm in 10,5 cm, 8,1 cm in 7,4 cm; 

unter b) Mindeſtmaße: 11,4 em in 10,5 em. 

2. In demſelben $ (1), Abſ. III, 2. Anterabſ., it ſtatt „Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung“ zu 

ſetzen: Landespoſtdirektion. 5 

3. Im 8 8 „Druckſachen“ erhält Abs. I folgende Faſſung: 

I Als Drudiahen werden zugelaſſen alle auf Papier, Pergament, Steifpapier oder papier⸗ 
ähnlichen Stoffen durch Buchdruck oder ein ähnliches Verfahren (Hochdruck, Flachdruck, Tiefdruck 
oder durch Belichtung oder Stempel hergeſtellte Vervielfältigungen, die nach ihrer Form und 
ſonſtigen Beſchaffenheit zur Beförderung mit der Briefpoſt geeignet ſind. Der Abſender hat 
auf Verlangen der Poſt nachzuweiſen, daß es ſich um Vervielfältigungen handelt. Was als papier⸗ 
ähnliche Stoffe anzuſehen iſt, entſcheidet die Poſt. Über die zuläſſigen Anderungen und Zuſätze 
ſ. unter VIII. 

4. In demſelben 8 (8), Abſ. IX, erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 

IX Druckſachen in Briefform, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, unterliegen je nach 
ihrer Beſchaffenheit der Gebühr für Briefe, Geſchäftspapiere oder Miſchſendungen. 

5. Im 8 9 „Poſtwurſſendungen“, Abi. II, it im 2. Satz hinter „vorliegen“ ſtatt des Strichpunktes 
ein Punkt zu ſetzen und der Reſt des Satzes zu ſtreichen. 
6. Im 8 10 „Geſchäftspapiere“ iſt am Schluß des Ab]. I nachzutragen: 

Den Geſchäftspapieren dürfen Hinweiszettel oder Überſichten beigegeben werden, in denen die 
einzelnen Teile des Inhalts aufgezählt ſind oder auf einen Schriftwechſel zwiſchen Abſender und 
Empfänger hingewieſen wird. f 

7. Im 8 13 „Päckchen“ erhält Abi. IV folgenden Wortlaut: 

IV Wertangabe ($ 16) iſt nur bei Briefpäckchen (II) zuläſſig. 

8. Im 8 20 „Poſtaufträge“, Abſ. XI unter Ziffer 2, 1. Anterabſ., erhält der 1. Satz folgende 

Faſſung: 

Poſtproteſtaufträge — außer denen mit Sichtwechſeln — werden am Zahlungstag des 
Wechſels zum erſten Male vorgezeigt und, wenn die Wechſelſumme nicht gezahlt wird oder der 
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Vorzeigeverſuch erfolglos bleibt, bei der Poſtanſtalt bis zum Schluſſe der Poſtſchalterſtunden am 
erſten Werktag nach dem Zahlungstag zur Einlöſung des Wechſels bereit gehalten. 

9. In demſelben $ (20), Abſ. XI unter Ziffer 2, 1. Unterabſ., it am Schluſſe hinter „erhoben“ 
nachzutragen: N 
Poſtproteſtaufträge mit dem Vermerk „Ohne Proteſtfriſt“ werden ſchon am erſten Werktag 
nach dem Zahlungstag zum zweiten Male vorgezeigt und, wenn die Vorzeigung oder ihr Verſuch 
vergeblich iſt, proteſtiert. 

10. In demſelben $ (20), Abſ. XI unter Ziffer 2 erhält der 3. Unterabſ. „Schon hält fol⸗ 
gende Faſſung: 

Der Proteſt wird ſchon nach der erſten Vorzeigung oder nach dem erſten Verſuch der Vor⸗ 
zeigung erhoben, wenn die Proteſtfriſt mit dem Tage der Vorzeigung abläuft. Der Proteſt 
darf am erſten Werktag nach dem Zahlungstag erhoben werden, wenn die Perſon, die zahlen 
ſoll, am Zahlungsort des Wechſels weder einen Geſchäftsraum noch eine Wohnung hat oder 
wenn es die Poſtanſtalt aus einem andern Grunde für erforderlich hält. 


11. Im 8 25 „Bahnhofsbriefe und Bahnhofszeitungen“, Abſ. IV, iſt als neuer Unterabſatz nachzu⸗ 
tragen: 
Dem Abſender eines Bahnhofsbriefs iſt es geſtattet, an Stelle des Bahnhofsbriefs ein Bahn⸗ 
hofsbriefpäckchen zur Gebühr für Briefpäckchen zu verſenden. 


12. Im S 30 „Zeitungsvertrieb“ erhält der Abſ. VIII folgende Faſſung: 
VIII Als gewöhnliche Beilagen können mit den Zeitungen befördert werden 


a) Beilagen, die nach Form, Papier und Druck oder nach andern Merkmalen als Beſtand⸗ 
teile der Zeitungen zu erachten find; 


Nebenblätter, die der Verleger durch die Zeitungsvertriebserklärung (I) als regelmäßig 
erſcheinende Beilagen angemeldet oder die er als ſolche im Kopf der Zeitung bezeichnet 
hat. Unter dieſen Vorausſetzungen dürfen auch Blätter, die ſonſt für ſich allein durch 
die Poſt bezogen werden können, einer andern Zeitung als Nebenblätter beigefügt 
werden. Es iſt nicht erforderlich, daß die Nebenblätter in Form, Papier und Druck 
mit der Hauptzeitung übereinſtimmen; 

c) Zeitungszugaben in Geſtalt von Druck-Erzeugniſſen, die bei regelmäßig wiederkehrenden 
Gelegenheiten mit der Zeitung geliefert werden, z. B. Kursbücher, Fahrpläne, Wand⸗ 
kalender, Bildwerke, Jahrbücher, Mitgliederverzeichniſſe, Bezugsquellenanzeiger. 

Welche ſonſtigen Druck⸗Erzeugniſſe uſw. als gewöhnliche Zeitungsbeilagen zuzulaſſen ſind, be⸗ 
ſtimmt die Poſt. 
Die gewöhnlichen Zeitungsbeilagen unterliegen keiner beſonderen Gebühr, doch wird ihr Ge⸗ 
wicht bei der Feſtſtellung der Monatsgebühr für die Zeitung (VI und VII) mitberückſichtigt. 


13. In demſelben § (30), Abi. IX, erhält der 1. Unterabſ. vom 3. Satz an folgende Faſſung: 


Die Beilagen, die als Druckſachen gelten ſollen, müſſen im übrigen den Beſtimmungen im 
§ 8 entſprechen. Soweit Beilagen mit Proben von Leder, Leinwand oder ähnlichen Stoffen 
von geringer Stärke den Beſtimmungen im $ 8, VII nicht entſprechen, ſind ſie als Warenproben 
zugelaſſen. 


14. In demſelben $ (30), Abſ. IX, erhält der 2. Unterabs. folgende Faſſung: 


Für außergewöhnliche Beilagen wird eine Gebühr erhoben, die nach Gewichtsſtufen von je 
25 g jedes einzelnen Beilageſtücks berechnet wird. Das Gewicht dieſer Beilagen bleibt bei der 
Feſtſtellung der Monatsgebühr für die Zeitung (VI und VII) unberückſichtigt. Die Poſt be⸗ 
ſtimmt, wie die Gebühren für die aus mehreren Teilen beſtehenden Beilagen zu berechnen ſind. 


15. Im $ 32 „Zeit der Eiglieferung“ erhält Abſ. VIII folgende Faſſung: 

VIII Geſtatten es die örtlichen Verhältniſſe, ſo nehmen Poſtanſtalten Einſchreib⸗ und Wert⸗ 
ſendungen, gewöhnliche Pakete und, ſofern ſie Telegraphenbetrieb haben, auch telegraphiſche Poſt⸗ 
anweiſungen auch außerhalb der Schalterſtunden an. Bei ſelbſtändigen Telegraphenanſtalten iſt 
die Annahme außerhalb der Schalterſtunden auf Einſchreibbriefſendungen und telegraphiſche 
Poſtanweiſungen beſchränkt. Für jede Sendung kann vom Abſender eine Einlieferungsgebühr er- 

hoben werden. Die näheren Beſtimmungen hierüber erläßt die Poſt. 


b 


— 
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16, Im 8 48, Abſ. IM iſt ſtatt „Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zu ſetzen: Landespoſtdirektion. 
17. Die zum § 1, IV gehörende Anlage „Überſicht der Poſtgebühren“ wird unter Nr. 4 und 32 
wie folgt geändert: 


4 Blindenſchriftſendun gen 8, X 
bis zum Höchſtgewicht von pd kg. = 3 
32 | Paketzuſtellun gg 88, V 
für jedes Paket His5kg. gg 23-. == 20 
für jedes Paket über pdf g — 40 
für jedes Zeitungspalet . t Zr} 10 


Artikel I 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1935 in Kraft. 
Danzig, den 22. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


328 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 8. November 1932. 
Vom 19. November 1934. 
Auf Grund des § 7 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 9. April 1927 (G. Bl. S. 179) wird 
hiermit verordnet: 
Artikel I 
Die Fernſprechordnung wird wie folgt geändert: 
1. 8 5, II B Abſ. (1) und (2) erhalten folgenden Wortlaut: 

1 Die teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen werden von der Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 
waltung hergeſtellt und von den Teilnehmern gegen Koſtenerſtattung als Eigentum erworben. 
Das Eigentum geht erſt nach Erſtattung der geſamten Koſten auf den Teilnehmer über. Der 
Eigentumserwerb kann ſich nur auf die Geſamtheit einer Nebenſtellenanlage erſtrecken, doch bleiben 
Nebenanſchlußleitungen nach anderen Grundftüden in der Regel Eigentum der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung überlaſſen. 

2 Die zu erſtattenden Koſten ſetzt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſt. 

2. 8 5, II B Abſ. (3) ſtreichen. 3 ä . 
3. § 5, II C Abf. (1) erhält folgenden Wortlaut: re 8 

1 Nebenſtellenanlagen, die nicht von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung hergeſtellt und 
inſtand gehalten werden, ſind private Nebenſtellenanlagen. Sie dürfen nur durch Unternehmer 
hergeſtellt werden, die von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zugelaſſen ſind. Die Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, Einblick in die Miet⸗, Kauf⸗ und Wartungsverträge zu 
nehmen, die nach Inkrafttreten dieſer Verordnung abgeſchloſſen werden. 

4. 8 5, III A und B erhält folgenden Wortlaut: 5 
II A Bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen werden monatlich folgende Gebühren erhoben: 

1 für die techniſchen Einrichtungen bei den Nebenſtellen und bei der Hauptſtelle der Neben⸗ 
ſtellenanlage und für die Nebenanſchlußleitungen die in der Anlage zur Fernſprechordnung feſt⸗ 
geſetzten Gebühren; 

2 für jede Nebenſtelle eines Dritten ein Zuſchlag von 0,80 Gulden. : 
III B Bei teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen werden monatlich folgende Gebühren erhoben: 

1 für die Wartung der teilnehmereigenen Einrichtungen bei den Nebenſtellen und bei der 
Hauptſtelle der Nebenſtellenanlage ein Drittel der für gleiche poſteigene Nebenſtellenanlagen in 
der Anlage zur Fernſprechordnung feſtgeſetzten Mietgebühren. Für Zuſatzeinrichtungen, für die 
in der Anlage keine Gebühren feſtgeſetzt find, beträgt die Wartungsgebühr 1 v. 9. der Selbſt⸗ 
koſten; s i 

2 für voſteigene Nebenanſchlußleitungen nach anderen Grundſtücken die vollen Gebühren 
nach III A Ziffer 1; daneben ſind Einrichtungskoſten nach 8 9 zu zahlen; 


5. 


6. 


1% 


8. 


9. 
10. 


Ile 
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3 für jede Nebenftelle eines Dritten der volle Zuſchlag nach III A Ziffer 2. 
Im 8 5, III C ſind 

1 unter Ziffer 2 im letzten Satz die Wörter „und Apparatbeiträge“ zu ſtreichen, 

2 unter Ziffer 3 ſtatt „A Ziffer 5“ zu ſetzen: A Ziffer 2. 
§ 7, VA und B erhalten folgenden Wortlaut: 
VA Bei poſteigenen Anlagen werden monatlich die in der Anlage zur Fernſprechordnung feſt⸗ 
geſetzten Gebühren erhoben. 
B Bei teilnehmereigenen Anlagen wird für die Wartung ein Drittel der Mietgebühren für 
gleiche poſteigene Anlagen erhoben. 
§ 8, V A und B erhalten folgenden Wortlaut: 
VA Bei poſteigenen Zuſatzeinrichtungen werden monatlich die in der Anlage zur Fernſprech⸗ 
ordnung feſtgeſetzten Gebühren erhoben. 
B Bei teilnehmereigenen Zuſatzeinrichtungen wird für die Wartung ein Drittel der Gebühren 
nach V A erhoben. 
§ 9 erhält folgenden Wortlaut: 

8 9 
Einrichtungskoſten 

I Bei der Herſtellung von poſteigenen Teilnehmereinrichtungen werden die Selbſtkoſten für 
Arbeiten und Bauſtoffe in Rechnung geſtellt, die der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung beim 
Teilnehmer durch die Herſtellung der Einführungen und Innenleitungen ſowie durch die An⸗ 
bringung der Apparate und den Aufbau der Vermittlungseinrichtungen erwachſen — Einrich⸗ 
tungskoſten. Der Teilnehmer erwirbt durch die Zahlung der Einrichtungskoſten kein Eigentums⸗ 
recht. Wie die Selbſtkoſten zu berechnen ſind, beſtimmt die Landespoſtdirektion. 

II Für nachſtehend angegebene Einrichtungen werden jedoch feſte Einrichtungsgebühren er⸗ 
hoben. Dieſe betragen: 


1 Für jeden Hauptanſchlunuß 355 08 
2 Bei Nebenſtellenanlagen mit Handbe enen wee 
für jeden Hauptanſchlun S ee 08 
für jede innenliegende Nebenstelle. = 35 G 


für jede Nebenſtelle, die außerhalb des Gebäudes des Hbupfchchküſſes 181 65 G 


3 Für Nebenſtellenanlagen mit Reihenapparaten und für W-Nebenitellen- 
anlagen (Gebührenüberſicht unter C und D) neben der Gebühr 10 den f HERE das 20 fache 


anſchluß nach Ziffer 1 = 3 ; - der 
4 Für Zuſatzeinrichtungen monatlichen 
5 Für e eee neben der behalt für bes Saustanfötiß Mietgebühr 
ach Siferlee ss ; 5 2 . 8 Br 
$ 10, III Streichen. 


$ 12, I erhält folgenden Wortlaut: 

11 Die Anträge auf Herſtellung von Fernſprecheinrichtungen ſind ſchriftlich zu ſtellen; 
bei Hauptanſchlüſſen, Nebenanſchlüſſen und Querverbindungen iſt das vorgeſchriebene Formblatt 
zu verwenden. Das Teilnehmerverhältnis beginnt für die beantragten Einrichtungen mit dem 
Zeitpunkt der Beſtätigung des Antrags durch die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 

2 Werden Anträge auf Herſtellung von Fernſprecheinrichtungen zurückgezogen, ſo hat der 
Antragſteller der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung etwa von ihr ſchon aufgewendeten Koſten 
zu erſtatten. Über die Verpflichtung zur Zahlung von laufenden Gebühren bei Einrichtungen, für 
die eine Mindeſtüberlaſſungsdauer feſtgeſetzt iſt, ſ. S 27, I Abi. 5. 
§ 13, IV Abſ. (1) erhält folgenden Wortlaut: 

1 Für die Verlegung (), die Umwandlung (II) oder den Austauſch (III) von poſteigenen 
Fernſprecheinrichtungen ſowie für kleinere Arbeiten an den poſteigenen Fernſprecheinrichtungen 
des Teilnehmers, wie das Abnehmen und Wiederanbringen von Apparaten und Innenleitungen, 
die Beſeitigung von Schäden, für die der Teilnehmer aufzukommen hat, u. a. werden die Selbſt⸗ 
koſten für Arbeiten und Bauſtoffe in ſinngemäßer Anwendung des $ 9, I in Rechnung geſtellt. 
Für die gleieitige as gekündigter eee ee werden keine Koſten ange⸗ 


rechnet. 


=> 


13. 


14. 
15. 


16. 
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9 13, IV Abf. (2) ſtreichen. ah 
Im $ 13, IV Abſ. (3) und Abl. (4) Satz 1 jedesmal ſtatt des Hinweiſes „nach Abl. 1 und 2“ 
ſetzen: nach Abs. 1. 
Im 8 14, II Abſ. (2) die Angabe „(§ 11)“ ſtreichen. 
Im $ 15, II erhält der Buchſtabe d folgenden Wortlaut: 

d) bei beſonders koſtſpieligen Leitungen die Mehrkoſten nach $ 10, II Abſ. 1 zu zahlen. 
§ 27, I erhält folgenden Wortlaut: 

11 Die Mindeſtdauer des Teilnehmerverhältniſſes (Mindeſtüberlaſſungsdauer) beträgt bei 

poſteigenen Einrichtungen 
a) ein Jahr 
für Hauptanſchlüſſe, 
für Nebenſtellenanlagen mit einfachen Vermittlungseinrichtungen (Zwiſchenſtellenumſchalter und 
Klappenſchränke), 

für Reihenanlagen mit Reihenapparaten zu 1 Amtsleitung und 1 Nebenſtelle, 

für Nebenanſchlußleitungen nach Nebenſtellen, die nicht auf dem Grundſtück der Hauptſtelle 
liegen; 
b) fünf Jahre 
für Nebenſtellenanlagen mit Rückſtellklappenſchränken und Glühlampenſchränken, 
für Reihenanlagen mit Reihenapparaten zu 1 Amtsleitung und bis zu 5 Neben⸗ oder 
Hausitellen, 

für kleine Nebenſtellenanlagen zu Selbſtanſchlußbetrieb zu 1 Amtsleitung und bis zu 10 
Sprechſtellen (leinſchließlich der Abfrageſtelle), 

für Ausnahme⸗Querverbindungen und beſondere Telegraphen auf Entfernungen über 25 km 
(J. S 6, VIII und 24, II Abſ. 4); 
c) zehn Jahre 
für andere Reihenanlagen als unter a und b angegeben, 
für größere Nebenſtellenanlagen zu Selbſtanſchlußbetrieb als unter b angegeben. 
Die Mindeſtüberlaſſungsdauer erſtreckt ſich bei Nebenſtellenanlagen auf die Vermittlungseinrich⸗ 
tung, bei Reihenanlagen auf ſämtliche Reihenſtellen und auf die Vermittlungseinrichtung für 
Außennebenſtellen. Für Fernſprecheinrichtungen, die nicht unter a bis c aufgeführt find, beſteht 
keine Mindeſtüberlaſſungsdauer. f 
2 Die Mindeſtüberlaſſungsdauer beginnt am Tage der Inbetriebnahme der Fernſprechein⸗ 
richtungen. Fällt das Ende der Mindeſtüberlaſſungsdauer nicht mit dem Ablauf eines Kalender⸗ 
monats zuſammen, ſo endet das Teilnehmerverhältnis mit dem Ablauf des Kalendermonats. 
Ergeht nicht einen Monat vorher ein ſchriftliche Kündigung, ſo verlängert ſich das Teilnehmer⸗ 
verhältnis auf unbeſtimmte Zeit und kann nach den Beſtimmungen unter II gekündigt werden. 
3 Werden Fernſprecheinrichtungen innerhalb der Mindeſtüberlaſſungsdauer geändert, To gilt 
folgendes: 
a) Eine neue Mindeſtüberlaſſungsdauer beginnt, 
wenn die vorhandene Vermittlungseinrichtung gegen eine andere ausgetauſcht wird, 
wenn an die Stelle einer Reihenanlage eine Reihenanlage mit größeren Apparaten oder eine 
Nebenſtellenanlage mit Vermittlungseinrichtung tritt, 

wenn eine Nebenſtellenanlage mit Vermittlungseinrichtung durch eine Reihenanlage erſetzt 
wird. = 

Die neue Mindeſtüberlaſſungsdauer endet aber nicht früher als die der vorhandenen Anlage. 

b) Wird eine Reihenanlage um einzelne Reihenſtellen erweitert oder werden einige Reihenappa⸗ 
rate ausgetauſcht, ſo wird nach Wahl des Teilnehmers entweder die Mindeſtüberlaſſungsdauer 
verlängert, oder es wird ein einmaliger Koſtenzuſchuß erhoben. Die Dauer der Verlängerung 
und die Höhe des Koſtenzuſchuſſes beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 

c) Wird eine Vermittlungseinrichtung mit 10 jähriger Mindeſtüberlaſſungsdauer in den erſten 
zwei Jahren nach der Inbetriebnahme innerhalb ihrer Ausbaufähigkeit erweitert, ſo bleibt 
die Mindeſtüberlaſſungsdauer unverändert. Findet die Erweiterung ſpäter ſtatt, ſo wird nach 
Wahl des Teilnehmers entweder die Mindeſtüberlaſſungsdauer verlängert, oder es wird 
ein einmaliger Koſtenzuſchuß erhoben. Die Dauer der Verlängerung und die Höhe des 
Koſtenzuſchuſſes beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 


d) Werden Nebenſtellenanlagen durch Kündigung von Sprechſtellen oder von Zuſatzeinrichtungen 
verkleinert, ſo ſind die Gebühren für die Vermittlungseinrichtung bis zum Ablauf der Min⸗ 
deſtüberlaſſungsdauer in gleicher Höhe weiterzuentrichten. Bei Reihenanlagen ermäßigen ſich 
die für die wegfallenden Reihenapparate bis zum Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer weiter⸗ 
zuzahlenden Gebühren von dem auf die Aufhebung folgenden Monatserſten an bei 5 jähriger 
Mindeſtüberlaſſungsdauer um ein Viertel, bei 10 jähriger Mindeſtüberlaſſungsdauer um die 
Hälfte; die Reſtgebühr wird mit dem Inkrafttreten der ermäßigten Gebühren fällig. Werden 
einige oder alle Reihenapparate ſpäter wieder eingebaut, ſo wird für dieſe wieder die volle 
Gebühr erhoben; die Beſtimmung unter b wird nicht angewandt. Teilbeträge der Reſtgebühr, 
die auf die Zeit von der Wiedereinſchaltung bis zum Ende der Mindeſtüberlaſſungsdauer 
entfallen, werden gutgerechnet. 

4 Werden Fernſprecheinrichtungen vor Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer aufgegeben, ohne 
daß der Teilnehmer aus Billigkeitsgründen vorzeitig aus dem Teilnehmerverhältnis entlaſſen wird 
($ 27, VI), jo jmd die laufenden Gebühren bis zum Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer weiter⸗ 
zuentrichten. Die Gebühr für die aufgehobenen Einrichtungen ermäßigt ſich jedoch von dem auf die 
Aufhebung folgenden Monatserſten an für Einrichtungen mit 5 jähriger Mindeſtüberlaſſungsdauer 
um ein Viertel, für Einrichtungen mit 10 jähriger Mindeſtüberlaſſungsdauer um die Hälfte. Die 
Reſtgebühr wird mit der Aufhebung der Fernſprecheinrichtungen fällig. 

5 Wird ein Antrag auf Herſtellung von Fernſprecheinrichtungen, für die im Abſ. 1 eine 
Mindeſtüberlaſſungsdauer feſtgeſetzt it, nach Beginn des Teilnehmerverhältniſſes (8 12, I Abſ. 1) 
zurückgezogen und liegen für die vorzeitige Entlaſſung aus dem Teilnehmerverhältnis (VI) keine 
Billigkeitsgründe vor, ſo ſind die monatlichen Gebühren für die beantragten Einrichtungen bis zum 


Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer am Tage der Zurückziehung des Antrags fällig, bei Neben⸗ 


ſtellenanlagen g. F. mit den im Abſ. 4 angegebenen ermäßigten Beträgen. Die Mindeſtüber⸗ 
laſſungsdauer rechnet in dieſem Falle vom Beginn des Teilnehmerverhältniſſes (8 12, I Abſ. 1) an. 


. Im 827, II Abſ. (2) ſtatt „nach I Abſ. 4“ ſetzen: nach I Abi. 2. 

. Im 8 27, II Abſ. (3) den dritten Satz ſtreichen. 

. Im $ 27, IV Abſ. (1) ſtatt „unter I Abſ. 1 und 4“ ſetzen: unter I Abſ. 1 und 2. 

. Im 8 27, VI Abſ. (1) ſtatt „Kündigungsfriſt (I)“ ſetzen: Kündigungsfriſt (1 Abſ. 2 und II). 
„S 27, VI Abſ. (2) ſtreichen. 

Im 8 27, VIII Abſ. (1) den zweiten Satz zu ſtreichen. 

Im 8 27, VIII Abſ. (2) erhält der letzte Satz folgenden Wortlaut: 


Überfteigt die Benutzung der Fernſprecheinrichtungen ein Vierteljahr, fo iſt die Landespoſtdirektion 
berechtigt, von den Teilnehmern die Mindeſtüberlaſſungsdauer in Anſpruch zu nehmen. 


8 27, IX ſtreichen. 
Im $ 28, III Abſ. (2) im letzten Satz ſtatt „($ 27, VI Abſ. 2)“ ſetzen: (8 27, I Abi. 4). 


Artitel II 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1935 in Kraft. 
Für vorhandene Nebenſtellenanlagen bleibt die nach den bisherigen Beſtimmungen feſtgeſetzte 


Mindeſtüberlaſſungsdauer unverändert; im Falle der Anderung der Nebenſtellenanlagen findet die 
Beſtimmung im Artikel I Punkt 16 Abſ. 3 Anwendung. 


Danzig, den 19. November 1934. 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 
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Anlage zur Feruſprechordnung 


Gebührenüberſicht 


(Gebühren für neue Fernſprecheinrichtungen) 


3 
; chla 
Fernſprecheinrichtungen 9 15 mene Bemerkungen 
gebühr 16 ) 
G 
2 — FE — SEE 3 4 23 n — Pr SET — TEE LTE 
A. Sprechſtellenapparate | 
1 Hauptſtelle mit anderem als gewöhnlichem Sprech⸗ 
apparat. Zuſchlag zur Grundgebühr bei 
Hauptſtellen mit | 
a) Mehrfachanſchlußapparat (Rückfrageapparat) 
VVT er ee | 
„ 3 n er. 150 — 
b) Ortsmünzfernſprecher (Wandgehäuſe) 35 90 = } Können noch nicht geliefert werden. 
5 (Tiſchgehäuſe) . 1,50 — 
e)sfleihenappatot. see k unter G ö 
ch tragbarem Apparat. f. unter FS 4 
e) Sprechapparat in einer von der Regelaus⸗ Einmalig: Agen Keoſten geifzen ae 
ſtattung abweichenden Ausführung monatlich: 1 80 der Mehrtoſten. | 
2 | Nebenftelle (oder Hausſtelle) mit | 
öhnli 1 u A 2 a bis d, f und g: Bei Nebenſtellenan. 
> V. F en =» 5 Sagen zu Seldſtanſchlüßbetrieb zu 1 Amts» 
Erdtaſte) 2,10 0,70 
„ „55 2 £ leitung und 3 bis 10 Sprechſtellen iſt die Ge⸗ 
b) Mehrfachanſchlußapparat (Rückfrageapparat) ppb f be b e 
zu 2 Leitungen 288 l. galten ane) Jide 
ae j.unterE1). In der monatlichen Ger 
7 15 „„ 35 25 bühr für die Nebenftele bie Snftandpaltung 
c) Ortsmünzfernſprecher (Wandgehäuſe) . 5,60 — 1 m Innenleitung einbegriffen; vgl. 
„ (Tiſchgehäuſe) . 3,60 — Bei Nebenftellenanlagen mit einfachen Ver⸗ 
d) Mithörapparat zu 5 Mithörleitungen 4,50] 1,50] mittlungseinrichtungen (8 27, I 1 a) werden 
10 | 5.50 2.— keine Zollzuſchläge erhoben. 
„ * 5 Mer ed J ! Zu A 2d: Mithörapparate find nur auf dem 
2 5 5 6,50] 2,50] Grundſtück der Hauptſtelle oder auf Nachbar⸗ 
e Reihen apa dee fenen der ek e Sr 
nr ellung der Mithörleitungen trägt der Te 
) tragbarem Apparate : unter Fal nehmer; monatliche Gebühren 5 90 für 
9) Sprechapparat in einer von der Regelaus⸗ e en 1 55 
i i 5 — u A 2g: Mindeſtens iſt die laufende Gebühr 
N 1 Ausffihrung ; ) Ife Nebenftellen mit Genen Sprech 
apparat zu erheben. 
B. Nebenanſchlußleitungen 
(Rückfrageleitungen, Leitungen nach | 
Zuſatzeinrichtungen) 8 a 1 7 0 fl 1 a 
f 1 5 2 e we 1 e die Inſta t 
1 Innenleitungen, für die Inſtandhaltung : 100 m Innenleitung in der G uhr f 15 
der erſten 100 m (Luftlinie)) SH — Rebenſtelle (A 2 und F 4), bei Nebenitellen- 
Gebühr anlagen zu Selbſtanſchlußbetrieb zu 1 Amts⸗ 


(Luftlinie) e 6 * 0 ee je «9 2 0,60 — 


— ——— — 


iſſes erhoben. 


verh 
inmaliger Zuſchuß in Höhe der 


) Einm 


) Die aueh ehe werden nur für nach dem 1. 1. 1985 hergeſtellte Einrichtungen in den erſten fünf Jahren des Teilnehmer⸗ 
| Gelbftloften und monatliche Geküßr pon 1 09 bes Betrag ö 


leitung und 8 bis 10 Sprechſtellen in der Ge⸗ 
bühr für die Geſamtanlage (E 1) mit enthalten. 


mindehen o e 
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Nr. Fernſprecheinrichtungen ne Bemerkungen 
gebühr 
— — G — — 
1 2 3 5 
2 | Außenleitungen, für je 100 m der ganzen Zu Be Be un keen ee 
f into)» fi 1 1 werden au Aückfrageleitungen, elkung 
Leitungsſtrecke Cuftlinie); für die Innenleitung 0.60 zwiſchen der Hauptſtelle einer Nebenſtellen⸗ 
wird nichts abgerechnet FF „ Zee anlage und einer Nachtabfrageſtelle ſowie Lei⸗ 


tungen nach Zuſageinrichtungen behandelt. 
Beiſpiel zu B 1 und 2: Luftlinienentfernung 
Hauptſtelle—Nebenſtelle 250 m. 
Leitungsgebühr bei einer innenliegenden Neben⸗ 
£ ſtelle: 300 - 100 = 200 m gebührenpflichtig; 
\ 200 m = 1,20 G. 
{ Leitungsgebühr bei einer außenliegenden Neben⸗ 
ſtelle: 800 m gebührenpflichtig; 300m = 1,80 G. 


i 5 Zu C: Reihenanlagen find nach ihrer Technik 
5 C. Reihenanlagen nur für das Grundſtück des Hauptanſchluſſes 
1 | Hauptftelle mit Reihenapparat. Zuſchlag zur ug d dg f 
Grundgebühr für eine Hauptſtelle mit Reihen⸗ faßt auch die zur Regelausſtattung gehörenden 
apparat zu Bee emeinſamen Einrichtungsteile (Endwecker, 
a) 1 Amtsleitung und 1 Nebenſtelle. . . 2,95 1,— lappenkaſten, Batterie). 
Amtsleitungen bis zu .. Nebenſtellen 2. In Reihenanlagen mit mehreren Ab⸗ 
* oder Hausſtellen frageſtellen gilt nur eine als Hauptſtelle. 
I 5 3. Für eine Querverbindung, die wie eine 
b) 1 5 (pereinfachtre 3,70 | 1,10 Amtsleitung geſchaltet wird, ift keine Zu⸗ 
Art) ſchlaggebühr zu zahlen. 
c) 1 5 (gewöhnlicher 4,80 | 1,30 
Ba: Art) a N 
ch 1 10 515 180 
2 2 10 „7,40 1,70 ; 
| f) 8 oder 4 15 oder 10 9,95] 2,.— [Zu 0 11: Die Reihenapparate zu 4 Amts⸗ 
5 ; leitungen liefert die PTV nur bis zu 10 
2 Nebenſtelle mit Reihenapparat zu Nebenſtellen. 
a) 1 Amtsleitung und 1 Nebenſtelle. .. 2,85 1,.— Zu 5 use Die et für een 
; j und Hausſtellen mit Reihenapparaten gelten 
N Amtsleitungen bis zu. . Nebenitellen auch für das anteilige Reihenkabel. Beſondere 
3 oder Hausſtellen monatliche Gebühren für die Inſtandhaltung 
b) 1 5 (vereinfachter | 8,55 | 1,10 | der Reihenkabel werden nicht erhoben. 
8 Art) 8 
c) 1 5 (gewöhnlicher 4,70 1,30 
; Art) 5 i 
9 TEE 10 505 150 
€) 2 410 . ee 5,80 1,70 
1 D., oder 4 15 oder 10 6,90 2. 
3 Nebenſtelle mit vorgeſchaltetem Reihenapparat Zu 03: Für die Verbindung der vorgeſchalteteu 


in gemiſchten Anlagen Reihenapparate mit Schrankanlagen find be⸗ 


; 3 n 8 ſondere Zuſatzeinrichtungen erforderlich: über 
a) zu 1 Amts leitung 4,70 1,30 die Gebühren hierfür ne G II ch An 


b) „ 2 Amtleitungen ni 0 170 Nebenſtellenanlagen zu Selbſtanſchlußbetrieb 
G „ 3 bis 5 Amtsleitungen 690 2. lönnen die vorgeſchalteten Reihenapparate 


3 = unmittelbar herangeführt werden. 
4 Hausſtelle mit Reihenapparat a 
a) zu 5 Linienwählerleitungen 295 1.— 


8 


b) „ 10 7 F 1405| 1,20 
= e) „ 15 7 150 
5 Vermittlungseinrichtung für Außennebenſte llen f Zu 05: Für die Belegung einer Linienwähler⸗ 
f f ' leitung mit der Leitung einer U benſtell 
a) handbediente IE lagen mit 370| 110 | oder erde öl dung Ale keine Zuſchlag⸗ 
Vermittlungs⸗ 1755 „ ! ' gebühr zu zahlen, 
einrichtung 2 Amtsleitn ſen 4,80 1,30 


3 oder 4 tsleitungen] 6,25 1,80 


d) Zuſchlag zu a für jedes mit der Leitung 
einer Außennebenſtelle oder Querverbindung 
belegte Anſchlußorgan SJ ne 5 -0,70.18:0,28 


755 ie 


) Die Bollzuſchläge werden nur für nach dem 1. 1,1985 hergeſtellte Einrichtun en in den erſten fünf Jahren des Teilnehmer⸗ 
eheim erheben eee e e eee eee 


Fernſprecheinrichtungen 


2 


c) Vermittlungseinrichtung mit felbſttätiger 
Durchſchaltung der Außennebenſtelle zum Amt, 
Amtsrufumſchalter und Rückfragemöglichkeit 
für 1 Amtsleitung und 1 Außennebenitelle . 


Zweitreihenanlagen 
a) für die Erſtreihenſtelle mit Reihenapparat . 


b) für die Zweitreihenſtelle mit Reihenapparat 
c) für eine Hausſtelle mit Reihenapparat . . 


D. Vermittlungseinrichtungen mit 
Handbedienung (Schrankanlagen) 
Zwiſchenſtellenumſchalter 
a) gewöhnlicher Art... at 
b) mit ſelbſttätiger Durchſchaltung der Neben⸗ 
telle zum Amt 
Klappenſchränke und Rückſtellklappenſchränke 
a) für jedes belegte Anſchlußorgan für Amts⸗ 
leitungen 
b) für jedes belegte Anſchlußorgan für Neben⸗ 
anſchlußleitungen 
c) für jeden Rückſtellklappenſchrank großer Form 
über die Regelausſtattung 
Glühlampenſchränke 
a) für jedes beleg 


„ „% 0 b 0 


C0 ET EEE ee 


Anſchlußorgan c an 


b) für jeden Glüthlampenſchrank mit einer Auf⸗ 
nahmefähigkeit von mehr als 50 Anſchluß⸗ 
organen ee. 


„„ „ 1 Er} 


Zweitnebenſtellenanlage . 
a) für die Erſtnebenſtelle die Gebühr für eine 
N ll. it gewöhnlichem Sprechapparat 


b) für die Zweitnebenſtele. a 
c) für den Zwiſchenſtellenumſchalter gewöhnlicher 
Art bei der Erſtnebenſtelll ee. 
d) für die Nebenanſchlußleitungen = a 
e) für die Speiſung der Zweitnebenſtelle in 
3B⸗Netzen und in Netzen zu Selbſtanſchluß⸗ 
betrieb bei Speiſung über die Nebenanſchluß⸗ 
leitung ed 
bei der Speiſung über eine beſondere Speiſe⸗ 
Lettu gs 


wa Tier iei,e 


bei Verwendung einer beſonderen Batterie 
bei der Erſtnebenſte lle 


) Die Follguſchläge werden nur für nach dem 1. 1. 1935 hergeltellte Einrichtungen in den erſten fünf Jahren des Teilnehmer, 


Die Gebühren 
Die Gebühren 
Die Gebühren 


„Die Gebühren 
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Bemerkungen | 
| 
| 
| 


Zu C6: Die Gebühren decken auch die Koſten 
der Stromverſorgung. Es iſt die nach den 
örtlichen Verhältniſſen wirtſchaftlichſte Art der 
Stromverſorgung zu wählen (Speiſung über | 
die Nebenanſchlußleitung oder eine Speiſe⸗ | 
leitung, Verwendung einer beſonderen Batterie | 
u. U. mit Ladeeinrichtung). 


Zu C 6a: Für die Anſchaltung der von der N 
Hauptſtelle kommenden Nebenanſchlußleitung 
an die Amtsleitungstaſten der Reihenapparate N 
iſt keine Zuſchlaggebühr zu zahlen. 


unter C 1 
unter C 2 


unter C 4 


4,50 — 

7.— — [Zu D 1b: Der Zwiſchenſtellenumſchalter mit 
ſelbſttätiger Durchſchaltung zum Amt iſt nur 
im Anſchluß an eine Vermittlungsſtelle zu 
Selbſtanſchlußbetrieb verwendbar. Über den 
Amtsrufumſchalter ſ. unter G II e 8. 

2,20] 0,80 Zu D 2a und b und D 3: Die Zollzuſchläge 
werden nur bei Rückſtellklappen⸗ und Glüg⸗ 
lampenſchränken erhoben. 

1,10 0,40 

7,40 | 1,60 Zu D 2c: Die Regelausſtattung beſteht für je 


80 durch Amtsleitungen, Rebenanſchlußlei⸗ 
tungen uſw. belegte Anſchlußorgane aus 
1 Schrank. z 


unterD2au.b 


13.— 


Die Gebühr 
unter A 2 a 
Die Gebühren 
unter A2 
Die Gebühr 
unter D 1a 


Die Gebühren 
unter B 


Sr 


0,50 


Die Gebühr 
unter B 2 


Nr. Fernſprecheinrichtungen Bemerkungen 
= EEE 2 — 5 
E. Nebenſtellenanlagen 
zu Selbſtanſchlußbetrieb 
1 Kleine Nebenſtellenanlage zu Selbſtanſchluß⸗ Zu E 1: 1. Die Gebühren gelten für die ge⸗ 
betrieb zu 1 Amtsleitung und 3 bis 10 Sprech- ſtellen oport d HE erer mt 
ſtellen einſchl. der Abfrageſtelle. Erdtaſte, für die Abfrageſtelle der Anlage 
Gebühren für die Geſamtanlage einſchl. ge⸗ Inſtandh lag bog 0 n 
wöhnlichem Sprechapparat und der Juſtandhal⸗ (Quftlinie) für jede Sprechſtelle, des ein⸗ 
tung von 100 m Innenleitung je Sprechſtelle gebauten Amtsrufumſchalters und einer 
a = 8 Mithöreinrichtung bei einer beliebigen Sprech⸗ 
a) bei 3 Sprechſtellen einſchl. der Abfrageſtelle 18,45 | 8,— ſtelle. Auch für ein etwa erforderliches Kader 


gerät oder eine Zuſatzeinrichtung zur An⸗ 
b) 4 22 ſchaltung an OB⸗Amter wird keine Zuſchlag⸗ 
= gebühr erhoben, 


c) 5 = 24,35 | 10,— 2. Wird bei einer Sprechſtelle ein anderer 
z 3 x 8 als gewöhnlicher Apparat verwendet, ſo wird 
5 der Unterſchied zwiſchen den Gebühren für 
D „ 8 1 „ „ 1 26,55 | 12,.— eine Nebenſtelle mit bieſem Apparat und mit 
gewöhnlichem Apparat neben den Gebühren 
98 05 7 5 5 28,80 13,— unter E 1 erhoben. 
8. Für Nebenſtellen mit tragbarem Apparat 
5 8 > 5 = 82,10 13,50 werden für bie Anſchlußdoſen und die An⸗ 
x beben e ben die baren der unter 3 er⸗ 
oben; für den tragbaren Apparat iſt keine 
n 1 ” n „ 33,95 | 15,— beſondere Gebühr zu entrichten. 
h) 10 3580 16.— 4. Für die Inſtandhaltung der Innenlei⸗ 
17 77 * 77 77 7 7 


tungsſtrecken über 100 m und für Außen⸗ 


se 5 : \ i ie Gebith berechnet. 
) für jede aufgegebene Sprechſtelle wird die e e eee 


Gebühr für die geſamte Anlage gekürzt um 1,.— — 


2 tl ben anl u Sel nſchluß⸗ Zu E 2: 1. Bei der Bemeſſung der Grenze von 
5 We Nebe Bellen age 8 bſta Li 5 100 Sprechſtellen Lehnen lt ah nee 
auch die Meldeleitungen und die in die Ver⸗ 
zu 2 bis 10 Amtsleitungen und bis 100 Sprech⸗ mittlungs einrichtung eingebauten Nückfrage⸗ 
ſtellen einrichtungen als Sprechſtellen, weil durch 
ſie die Zahl der anſchaltbaren Sprechſtellen 
Monatliche Gebühr beeinflußt wird. 


für die Vermittlungseinrichtung in Regelaus⸗ 
ſtattung einſchl. Stromverſorgungsanlage und 


Abfrageapparat 5 
a) für jedes Anſchlußorgan für Amtsleitungen 13,30 7.— A J 5 Sir wahlen aan 
g 0 ie Za er beſtellten Anſchlußorgane 
Mindeſtens ſind 2 Anſchlußorgane zu be⸗ maßgebend; es ſind alfo auch beitellie, er 
rechnen noch nicht belegte Anſchlußorgane gebühren⸗ 
pflichtig. Für mehr eingebaute, vom Teil⸗ 
nehmer aber nicht beſtellte Anſchlußorgane 
wird bis zu ihrer Belegung keine Gebühr 
erhoben. Die mit Meldeleitungen belegten 
Anſchlußorgane für Sprechſtellen bleiben 
unberückſichtigt. 
b) für je 5 Anſchlußorgane für Sprechſtellen . 6,15] 3,50 Zu E 2b: Die beſtellte Zahl der Anſchluß⸗ 
- n organe für Sprechſtellen wird für die Be⸗ 
Mindeſtens find 10 Anſchlußorgane zu be⸗ rechnung auf die nächſte durch 5 teilbare Zahl 
rechnen. nach oben gerundet. 
c) für jeden eingebauten Verbindungsſatz für Zu E 2e: Verbindungsſätze werden mindeſtens 
) m I re 5 ſaßz N „6,15 | 8,50 in folgender Zahl eingebaut und berechnet: 


bis 15 Sprechſtellen 2 Verb.⸗Sätze 


4 x " H " 
IN, 


26 „ 85 5 4 


2 86 n 50 : \ 7 5 7 

Über 50 Sprechſtellen 10 09 der Sprechſtellen. 
Bei ſpäteren Erweiterungen brauchen die 
Verbindungsſätze erſt dann vermehrt zu werden, 
wenn die obere Grenze der Sprechſtellen⸗ 
gruppe um mehr als 5 überſchritten wird. 


m 


a 


9 Die Solpufitäge werben nur füe’wä den 1.1.1095 pegefiehte Cinshtungen in den erien fünf Japren bes Keitnapmerr 
N verhältniſſes erhoben. — — em REN er en 


Nr. Fernſprecheinrichtungen Bemerkungen 


1 2 


3 Sur „ zu Selbſtanſchluß⸗ Zu E 8: Ben. 1 zu E 2. 
etrie 


mit mehr als 10 Amtsleitungen oder mehr als Die Gebühren 
100 Sprechſtellen ſetzt d. LPDfeſt 


F. Auſchlußdoſenanlagen 
1 Anſchlußdoſe 


, te, ee ee 0,30 — 
PF / (VTX 0,40 — 


2 Je 20 m Anſchlußdoſen linie 60,15 — 


8 Hauptſtelle mit tragbarem Apparat. Zuſchlag 
zur Grundgebühr bei Verwendung eines 
a) gewöhnlichen Sprechapparats kein Zuſchlag 
b) Rückfrageapparats zu 2 Leitungen 1590| — 
Zu F 4: In der monatlichen Gebühr iſt die 


Inſtandhaltung von 100 m Innenleitung, 
jedoch nicht der Anſchlußdoſenlinie (F 2), 


4 Nebenſtelle mit tragbarem Apparat bei Ver⸗ 
wendung eines 


a) gewöhnlichen Sprechapparats 2,1022 einbegriffen. 
b) Rückfrageapparats zu 2 Leitungen 2,85 — 
er,, . .. IDie Gebühren 

unter G16 


d) Bruſtmikrophons mit Kopffernhörer . . . Die Gebühren 
unter G lic 2 


*) Die Zollsuſchläge werden nur für nach dem 1. 1. 1935 hergeſtellte Einrichtungen in den erſten fünf Jahren des Teilnehmer 
verhältniſſes erhoben. 


CCC 


Nr. Jernſprecheinrichtungen Bemerkungen 


. 2 3 4 


G. Zuſatzeinrichtungen 
I. Zuſatzeinrichtungen für Sprechſtellen 


| 5 e 
1 Wechſelſchalter Zu 611: Für die zur Regelausſtattung von Apparaten 
| Doppel⸗ oder Einfahlontatten ... .| 0,20 Neun ebnen 0 1 i 
b Doppellonge 0,40 
95 ee TTT 0,60 
8 S255 — „0,80 
5 2 
Mehrfachumſchalter 
, .. Gesen 0,40 
b) „ 3 5G 0,60 
c) „ 4 3 8 0,80 
5 8 erw ikele Be. 


Bemerkungen 


Fernſprecheinrichtungen 


a 


DEE 3 


8 | £oje Flakertafte oder Erdtaſte . .| 0,20 
Zweiter Sprechapparat 


a) gewöhnlicher Sprechapparaae 2.— 

b) Ortsmünzfernſprecher (Wandgehäuſe) . . 5,60 
00) 8 (Tiſchgehäuſe . . . . 8,60 
5 Zweiter Fernhörer i 

a) gewöhnlicher Art mit Stiel .| 0,80 


b) Doſenhörer ohne Stieti l [0,30 
eee eee 


; u G16: Die Gebühren gelten für Handapparate ohne 
8 pee (Mikrotelephon) 660 Gere Der Stopſel git als werten 
a) ohne Taſte FFF 4 Wird zur Anſchaltung des Handapparats eine bes 
mit Taffe . 0,80 ſondere Anſchalteklinke in einen Sprechapparat oder 
8 1 85 5 0.40 in eine Vermittlungseinrichtung eingebaut, ſo gilt die 
7 Kopffernhörer (mit 1 Hör vorrichtung) b Klinke ebenfalls als Wechfeljchalter. i 
Zweite Hörvorrichtung für Kopffernhörer 0,20 E 
9 | Wecker Zu G19: In Reihenanlagen gehört der Endwecker, der 
N a) kleiner Form 0.40 in eine Amtsleitung oder in eine wie eine Amts⸗ 
a ee ee eat men ! leitung geſchaltete Querverbindung eingeſchaltet ift, 
große or. es 0,80 | zur Regelausſtattung und iſt nicht gebührenpflichtig. 
8 S ! Wenn in Reihenanlagen freie Klappen eines Klappen⸗ 
10 Sternſchauzeichen messe, * 1 an Se von, gesligsentihtigen Wedern he 
1 ? enrelaisy 0 0,60 enutzt werden, gilt jede belegte Klappe in Verbindun 
: Fallſcheibe Glapp u 85 ) _ mit dem Weder des einen aſtens als kleiner Weder 
12 Starkſtromanſchalterelais S nee 1,40 Bu 051 11: Der nm trägt bie a einer be⸗ 
R onderen Batterie für den an eine Fallſcheibe an⸗ 
13 Loſe Nummernſcheibe mit Fu 0% geſchloſſenen Wecker ſch 
14 | Beſonderer Kurbelinduktoao ee 1,— Zu ix 285 1 5 n ar 
5 ni 8 anzuſchließenden Starkſtromwecker uſw. ſ. ur 
15 Kaſſiervorrichtung für Nebenftellen ... . . . 2,80 fer 8 8, lügt und IN, a Kosten der Gtromver- 
16 | Stromſtoßübertragung für längere Neben⸗ orgung trägt der Teilnehmer. 
; — Zu 6117: Der Gebührenanzeiger iſt nur in Ortsnetzen 
anſchluß leitungen 3, mit Selbſtwählfernverkehr verwendbar. ® 
17 | Gebührenanzeiger uu 5.— 
18 Leitungsſchnur über 2 m für je 2 m überſchie⸗ 
ßende Länge und je 20 Adeen 0,10 
19 Anſchlußſchnur in beſonderer Ausführung (Seiden- 
ſchnüre, Schnüre von beſonderer Farbe uſw.) *) 
20 Mehrleiſtung für die Prüfung von Sprechſtellen mit 
privaten Zuſatzeinrichtungen nach AB 1 a bis f 
und i zu 88, II, und Ill, für jede Sprechitelle | 0,40 
II. Zuſatzeinrichtungen für Nebenſtellenanlagen 
a) Allgemein verwendbare Zuſatzeinrichtungen ö 
ter FFF 0,80 | Zu G lla 1: Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn das 
8 Tickerzeichen zur Regelausſtattung einer Vermittlungs⸗ 
2 Zuſatzeinrichtungen zum Anſchluß von Perſonen⸗ einrichtung oder Zufatzeinrichtung gehört. 


ſuch anlagen e 0 
3 Rundgeſprächseinrichtungen, Konferenzſchaltun⸗ 

gen ſowie beſondere Schaltungen für Börſen⸗ 

und Maklerbüros =) 
4 | Schaltmittel für befondere Signal! =) 
5 Vorgeſchaltete Apparate beſonderer Art.. ) 
6 Mithöreinrichtungen 5 

a) Nebenſtelle mit Mithörapparat . . . tunter 42d 

b) Mithöreinrichtungen für Reihenanlagen . | n 

e) Mithöreinrichtungen beſonderer Art. ) 


Zu Ga 5: Mindeſtens werden die Gebühren für vor⸗ 
geſchaltete Reihenapparate unter C 8 erhoben. 


) Einmaliger Zufguß in Höhe der Gelbftkoften und monatliche Geblibr von 1 v. des Betrages, miüdeſtens 0,08 d, 


Nr. Fernſprecheinrichtungen Bemerkungen 
newer 2 4 
7 f einſchl. zuſätzlicher Ladeeinricht 2 Zu Ga 7: Mindeſtleiſtung jeder der beiden Batterien: 
Zweite Batterie ſch zuſätlich 2 » ung ) das Doppelte der Regelleistung Die Koſten der 
8 Vorratseinrichtungen für die Vermittlungsein⸗ Batterieerneuerung trägt der Teilnehmer, f 
richtungen n =) 805 . pep d 1 te le derben bi 
5 5 5 = ie beſondere Gebühren feſtgeſetzt ſind, werden dieſe 
9 nen Schalteinrichtung für Anſchlußdoſen⸗ erhoben. 5 
a) Klinken in vorhandenen Vermittlungsſchränken a1 
b) beſonderer Klinkenkaften . 
10 oſtprüfei en für private Nebenſtellen⸗ 
Zen 3 er j Bu ee vn den RE (Sprechapparat) 
5 wird keine Gebühr erhoben. 
a) Wechſelſchalter oder Mehrfachumſchalter .. umz 5 
b) Poſtprüfſchränkee Jguſchug n 
Höhe der 
Selbſtkoſt., 
keine 
monatliche 
Gebühr 
c) 10 eingebaute Poſtprüfklinkeen 2. 
b) Beſondere Zuſatzeinrichtungen für Reihen⸗ 
anlagen 
1 | Mithöreinrichtungen (mit und ohne Sprech⸗ 
möglichkeit) 
a) gewöhnlicher Art (eingebaute Mithörtaſten) 
für jede Leitung, in der mitgehört werden kann] 0,40 
b) beſondere und verſchließbare Mithöreinrich⸗ 
CFCFFCCCFCCCCCCCCCC ee | eeb2) 
2 1 i Zu GIIb 2: 1. Für den bei ber zweiten Abfrageſtelle 
Amtsrufumſch 2 ter für erforderlichen beſonderen Wecker iſt die Geblihr unter 
e Amtsleitung sss i 3—| 615 zu entrichten. 
a eungen 720 2. In Reihenanlagen mit mehreren Amtsleitungen 
c) 3 ci . 0 5 5.40 werden für jedes bei der zweiten Abfrageſtelle er⸗ 
1 33ͥͥͥͥ̃ ² . forderliche Sternſchauzeichen die Gebühren nach G 110 
d) 4 1 J ee ll 0,00 erhoben; für die bei der Hauptſtelle erforderlichen 
. Sternſchauzeichen ſind keine Gebühren zu entrichten. 
c) Beſondere Zuſatzeinrichtungen 5 
für Schrankanlagen 
1 \ eit ſie nicht zur Regelausſtattun u Glle 1: Polwechſler gehören zur Regelausſtatlun 
Rahn ea! eh 12 0 1 3 j 8 240 Sn Schrankanlagen mit Mehr als 50 Anrufzeichen, in 
eher j.. ͤ v { Reihenanlagen mit Apparaten neuerer Bauart ohne 
2 Beſondere Abfrageapparate Induktor und in Nebenſtellenanlagen zu Selbſtanſchluß⸗ 
a) Bruſtmikrophon mit Kopffernhörer (1 Hör⸗ ieh mh e e 
vorrichtung) und Stöpſel 5 1,20 Zu G lle 2: Wird 175 en eines Bruſtmikro⸗ 
b) zweite Hörvorrichtung zum Kopffernhörer . ſſ.unterais] phons mit Kopffernhörer oder eines Handapparats 
c) Handapparat I unter dle eine beſondere Abfrageklinke in die Vermittlungsein⸗ 
ch beſond Ti NER i. x nit S 1 richtung eingebaut, ſo gilt die Klinke als Wechſelſchalter. 
) a erer Tiſchapparat mi chn 8 Zu GIIe2d: Solange genügend freie Anſchlußorgane 
ee ar vorhanden find, kann der 2. Abfrageapparat auf ein 
3 Amts rufumſchalter für gwiſchenſtellenumſchalter Igler git. gefalet weden das dem als Beifel- 
it ſelbſttäti telle i 
178 n Wüchſchalkang n 1.20 | Zu Ges: Der Amtsrufumſchalter wird nur auf Wunſch 
5 REES a EEE DEE ER geliefert und in den Beikaſten des Zwiſchenſtellen⸗ 
4 Vielfachtzlinken uſw. umſchalters eingebaut. i 
Für 1 i 8 u G Ile 4: 1. Die Koſten der Kabel zur Verbindun 
ein Se nen Sandvermiltlung 3 Se Klinken uſw. verſchiedener Schränke Wing d 
9 5 werden dem Teilnehmer beſonders in Rechnung geſtellt. 
a). Parallelklinke n 0.80 2. Die Gebühren für Klinken und Lampen werden 
b) Doppelunterbrechungsklinken . 1,20 für Abfrageklinken und Anruflampen nicht erhoben. 
c) Beſetztzeichenlampe n. 0.80 
Wähltſt tete 120 


®) Cinmaliger Zuschuß in Höhe der Selöfttoften und monatliche Gebühr von 3 v h. bes Betrages, mindeftene 0,08 de 


JN eee 


Fernſprecheinrichtungen 


5 | Gemifchte Anlagen 
a) für jede über vorgeſchaltete Reihenapparate zur 
Vermittlungseinrichtung führende Amtsleitung 


b) für eingebaute Klinken 

c) für eine Zuſatzeinrichtung zur Verbindung 
von Nebenanſchlußleitungen über das An⸗ 
ſchlußorgan der Schrankanlage hinweg mit 
der Linienwählerleitung einer Reihenanlage 


6 Eintretezeichen für die Hauptſtelle bei Amtsver⸗ 
bindungen (für Zwiſchenſtellenumſchalter alter 
Art und Klappenſchränke) 3 


d) Beſondere Zuſaßzeinrichtungen für Neben⸗ 
ſtellenanlagen zu Selbſtanſchlußbetrieb 


1 Mithöreinrichtungen bei einer zweiten und dritten 
Sprechſtelle in kleinen Nebenſtellenanlagen zu 
Selbſtanſchlußbetrieb zu 1 Amtsleitung und 3 
Bis 10 Sprenitelene. „hen, 


2 | Kufialtemöglihkeit für einzelne Nebenſtellen 
(auch mit Ziderzeihen) 2 2 
für jeden inneren Verbindungsweg 
3 Sperreinrichtung für beſondere Verbindungen mit 
Mitlaufwerk je Amtsleitug 


4 Halbamts berechtigte Nebenſtellen über die Regel⸗ 
ausſtattung — 8 
für je 5, Nebenſtellen 


5 Einmalige ſelbſttätige Rufwefterſchaltung eines 


eingehenden Ruf? 
a) in der Amtsleitung 
b) in einer Nebenanſchlußleitung 


6 Einrichtung zur Anſchaltung von Nebenauſchlüſſen 
oder Querverbindungen als Sammelanſchlüſſe an 
eine Nebenſtellenanlage zu Selbſtanſchlußbetrieb 


7 Einrichtung zur Führung von Kettengeſprächen 
je Amtsleitung 


8 | Einrichtung zum ſelbſttätigen Umlegen einer 


Amts verbindung von Nebenſtelle zu Nebenſtelle, 
ſoweit fie nicht zur Regelausſtattung gehört. 


9 Zweite und weitere Meldeleitungen für jede Leitung 
Nachtvermittlung bei einer beſtimmten Nebenſtelle 


Einrichtung, um die Nachtvermittlung (unter 10) 
oder die zur Regelausſtattung gehörende Einzel⸗ 
nachtſchaltung wahlweiſe anderen Nebenſtellen 
zuzuordnen e 


Zuſatzeinrichtungen für Querverbindungen 


e S i155 e RE 
„„ „„ e eo 


monat⸗ 


Diechebühr 
G1 10 für 
ein Stern⸗ 


Wiederholung der Sicherungsſiguale. 


Neue 


liche Bemerkungen 
Gebühr 
0 
3 4 


25 
0,40 
Zu G Ud 1: Mithöreinrichtungen dürfen im Höchſtfalle 
bei 3 Sprechſtellen vorgeſehen werden; die Mithör⸗ 
i einrichtung bei 1 Sprechſtelle gehört zur Regelaus⸗ 
Diecgeduhe ſtattung 
Gllb 1a 
1,— 
Zu Gd: Die Einrichtung dient zur Verhinderung 
4.80 von Verbindungen mit dem Fernamt, dem Schnellamt 
5 und u. U. dem Fernſprechkundendienſt. 

Zu G IId 4: 1. Als halbamtsberechtigt werden Neben⸗ 
ſtellen bezeichnet, die das Amt nicht ſelbſttätig, ſondern 
nur unter Mitwirkung der Hauptſtellen erreichen können. 

0,60 2. Die beſtellte Anzahl der von der ſelbſttätigen 


Auswahl der Amtsleitungen auszuſchließenden Neben⸗ 
ſtellen wird für die Berechnung auf die nächſte durch 
5 teilbare Zahl nach oben gerundet. 


f Zu GNId5: Der Ruf darf in beiden Fällen nur nach 
0,0 1 Nebenſtelle weitergeſchaltet werden. Während der 


2,40 Weiterſchaltung bleibt der Ruf zu a bei der Haupt⸗ 
ſtelle, zu b bei der erſten Nebenſtelle wahrnehmbar. 
Zu GId6: Mehrere Nebenanſchlüſſe (oder Querver⸗ 
bindungen) können bei der Vermittlungseinrichtung 
50 der Nebenſtellenanlage eine Sammelnummer erhalten. 
Zu Gd 7: Kettengeſpräche find ankommende Amts⸗ 
0.60 verbindungen, bei denen die Hauptſtelle hintereinander 
in mit mehreren Nebenſtellen verbindet, ohne daß die 
Amtsverbindung getrennt wird. = 
2,0 
3,— Zu Gude: Zur Regelausſtattung gehört nur 1 Melde⸗ 
leitung. HN 
*) Zu GIId10: Die Nachtvermittlung beſitzt Aufſchalte⸗ 
möglichkeit auf beſetzte Sprechſtellen mit Tickerzeichen; 
Anrufe in einer zweiten Amtsleitung ſind kenntlich. 
95 5 
*) Zu G ud 12: Alls Zuſatzeinrichtungen für Querverbin⸗ 


dungen gelten Apparatteile und Übertragungen, die 
für den Betrieb von Querverbindungen im Einzelfalle 
erforderlich werden. f 


) Einmaliger Aulchud in Höhe der Selbſttoſen und monatlich 1 vb ö bes Betrages, mindeſtens 0,05 C. 


859 


329 Verordnung 
betreffend Erlaß eines Statuts der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig. 
Vom 22. Dezember 1934. 


Auf Grund des $ 33 der Verordnung zur Errichtung der Induſtrie⸗ und Handelskammer vom 
28. Juli 1934 (SkVO) (G. Bl. S. 634 ff.) wird folgendes Statut erlaſſen: 


Statut 
der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig. 
Abſchnitt I 
Wahlen 
8 1 
Die Wahlen zur Induſtrie⸗ und Handelskammer ſollen, ausgenommen die erſte Wahl, im No⸗ 
vember ſtattfinden. a 
8 2 
Das Gebiet der Freien Stadt Danzig bildet einen Wahlbezirk. Die Stimmabgabe erfolgt in 
den Amtsgerichtsbezirken Danzig, Neuteich, Tiegenhof und Zoppot als Stimmbezirke. 
Die Wählerliſten ſind für die einzelnen Stimmbezirke geſondert aufzuſtellen. 


83 
Für die Wahlabteilungen des Wahlkörpers I gemäß $ 13, 2 HEBO. ſind getrennte Wähler⸗ 
liſten aufzuſtellen, und zwar 
für Induſtriebetriebe, 
für das Kaufmänniſche Hilfsgewerbe, 
für den Großhandel, 
für den Einzelhandel. 


Die gemäß $ 7 HkVoO. zum Wahlkörper 1 wahlberechtigten Betriebe werden zur Bildung der 
Wahlabteilungen durch Bekanntmachung in zwei Danziger Tageszeitungen und in ortsüblicher Meile 
in Neuteich, Tiegenhof und Zoppot aufgefordert, binnen 8 Tagen zu erklären, welcher Wahlabteilung 
ſie angehören. Die Wahlberechtigten werden von einem aus 5 Mitgliedern beſtehenden Ausſchuß, den 
der Präſident der Induſtrie⸗ und Handelskammer ernennt, von Amtswegen einer der Wahlabteilungen 
zugewieſen. : 

Die Zuteilung gilt auch für die folgenden Wahlen, es ſei denn, daß fie durch eine ſpätere Zu⸗ 
teilung zu einem anderen Wahlkörper auf Antrag oder von Amtswegen aufgehoben wird. 


8 4 

Für den Wahlkörper II fordert die Induſtrie⸗ und Handelskammer durch Bekanntmachung in zwei 
Danziger Tageszeitungen und in ortsüblicher Weiſe in Neuteich, Tiegenhof und Zoppot die Vertrauens⸗ 
männer bezw. die Gefolgſchaften auf, binnen 2 Wochen zu erklären, wer berechtigt iſt, die Wahlſtimme 
abzugeben (Wahlmann). N 

Die Beſtimmung des Wahlmanns erfolgt innerhalb des Kreiſes der Vertrauensmänner bezw. der 
Gefolgſchaften in der Weiſe, daß der im Lebensalter älteſte Vertrauensmann bezw. Angehörige der Ge⸗ 
folgſchaft die Vertrauensmänner bezw. die Gefolgſchaft rechtzeitig zuſammenberuft und abſtimmen läßt. 
Es entſcheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des äl⸗ 
teſten Vertrauensmannes bezw. Mitgliedes der Gefolgſchaft den Ausſchlag. 

Die Mitteilung der Perſon des Wahlmannes an die Induſtrie⸗ und Handelskammer erfolgt durch 
den älteſten Vertrauensmann bezw. Angehörigen der Gefolgſchaft. Der Mitteilung iſt beizufügen die 
Beſcheinigung des Betriebsführers, daß die Beſtimmung des Wahlmannes ordnungsmäßig zuſtande 
gekommen iſt und daß der Wahlmann der Gefolgſchaft des betreffenden Betriebes angehört. FE 

Durch die vorſchriftsmäßige Mitteilung des Wahlmannes an die Induſtrie- und Handelskammer 
wird die Perſon des Wahlmannes bindend feſtgeſtellt. 


1175 1 f 8 5 

Die Wählerliſten ſind für die Stimmbezirke Neuteich, Tiegenhof und Zoppot bei den zuſtän⸗ 
digen Magiſtraten, für den Stimmbezirk Danzig bei der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig zur 
öffentlichen Einſicht eine Woche auszulegen. Die Auslegung iſt in 2 Danziger Tageszeitungen 
und in ortsüblicher Weiſe in Neuteich, Tiegenhof und Zoppot bekanntzumachen. Einſprüche gegen die 


a 


Liſten ſind innerhalb einer Woche nach erfolgter Auslegung bei der Induſtrie⸗ und Handelskammer in 
Danzig ſchriftlich einzubringen. Dieſe entſcheidet über die erhobenen Einſprüche und ſtellt die Wahl⸗ 
Tüten feſt. Gegen die Entſcheidung findet innerhalb einer Woche die Beſchwerde beim Senat ſtatt. 


8 6 

Die Wahlvorſchläge ſind bei der Induſtrie- und Handelskammer ſpäteſtens am 15. Tage vor 
dem Wahltermin einzureichen. Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 30 Perſonen, die gemäß 
SS 7, 8 und 9 HkVO. zur Abgabe der Wahlſtimme befähigt ſind, und zwar beim Wahlkörper I der 
betreffenden Wahlabteilung, unterzeichnet ſein. Die Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer Reihen⸗ 
folge aufgeführt ſein. 

In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer ſeine Zuſtimmung dazu ſchriftlich er⸗ 
klärt hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens am 15. Tage vor dem Wahltage der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer eingereicht ſein. Andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. 

Ein Bewerber darf nur einmal vorgeſchlagen werden. Jeder Wahlberechtigte darf nur einen Wahl⸗ 
vorſchlag unterzeichnen. Befindet ih der Name eines Bewerbers oder Anterzeichners auf mehreren 
Wahlvorſchlägen, ſo gilt der Name für den zuerſt eingereichten Wahlvorſchlag. Auf den übrigen Wahl⸗ 
vorſchlägen wird er geſtrichen. 

8 7 


Die Wahlvorſchläge ſind beim Wahlkörper I gemäß $ 3 getrennt nach Wahlabteilungen einzu⸗ 
reichen. Es müſſen enthalten der Vorſchlag für die Wahlabteilung: 
Induſtrie 10 Vertreter und mindeſtens 10 Erſatzleute, 
Kaufmänniſches Hilfsgewerbe 10 Vertreter und mindeſtens 10 Erſatzleute, 
Großhandel 8 Vertreter und mindeſtens 8 Erſatzleute, 
Einzelhandel 12 Vertreter und mindeſtens 12 Erſatzleute. 


Die Wahlvorſchläge für den Wahlkörper II ſind für Arbeiter und Angeſtellte gemeinſam auf⸗ 
zuſtellen und müſſen jeder 40 zur Gefolgſchaft gehörige Bewerber und 40 Erjatleute enthalten. Aus 
dem Kreiſe der Arbeiter ſind 25 Bewerber und 25 Erſatzleute, aus dem Kreiſe der Angeſtellten 15 Be⸗ 
werber und 15 Erſatzleute einzuſetzen. 

8 8 

In den Wahlvorſchlägen find die Bewerber mit Vor- und Zunamen, Stand und Beruf aufzu⸗ 
führen ſowie Wohnung und Firma jo deutlich anzugeben, daß über ihre Perſönlichkeit kein Zweifel 
beſteht. 

Den Wahlvorſchlägen ſind Beſcheinigungen der Gemeindebehörden beizufügen, daß die Bewerber 
am Wahltage das 25. Lebensjahr vollendet haben, Danziger Staatsangehörige ſind, im Danziger 
Staatsgebiet wohnen und vom Wahlrecht nicht ausgeſchloſſen ſind. Die Gemeindebehörden haben die 
Beiſcheinigungen auf Antrag gebührenfrei auszuſtel len. 


8 9 
In jedem Wahlvorſchlage muß ein Vertrauensmann und ein Stellvertreter bezeichnet werden, die 
zur Abgabe von Erklärungen gegenüber der Induſtrie⸗ und Handelskammer bevollmächtigt ſind. Fehlt 
dieſe Bezeichnung, jo gilt der erſte Unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite als ſein Stellver⸗ 
treter. 
8 10 
Zur Prüfung der Wahlvorſchläge wird ein Wahlausſchuß gebildet, der aus einem Vorſitzenden 
und vier Beiſitzern, die dem Kreiſe der Perſonen, die gemäß SS 7, 8 und 9 HkVO. zur Abgabe der 
Wahlſtimme befähigt ſind, zu entnehmen ſind, beſteht. Der Wahlausſchuß wird vom Präſidenten der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer ernannt. 
§ 11 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer gibt ſpäteſtens 1 Woche vor der Wahl die Wahlvorſchläge 
in der zugelaſſenen Form in fortlaufender Nummernfolge innerhalb der einzelnen Wahlabteilungen des 
Wahlkörpers 1 und innerhalb des Wahlkörpers II öffentlich bekannt. 


8 12 


Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem einzigen Wablvorſchag enthalten. Der erſte Name 
der Liſte genügt. Anſtelle der Namen oder des einen Namens darf der Stimmzettel auch die Be⸗ 
zeichnung des Wahlvorſchlages mit der Nummer aus der amtlichen Bekanntgabe ee Weitere An⸗ 
gaben machen den Stimmzettel ungültig. 
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seh: 8 13 

Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes find öffentlich. 

Die Wahl erfolgt durch geheime Abſtimmung mittels Stimmzettels, der vom Wahlberechtigten 
in einem von der Induſtrie⸗ und Handelskammer amtlich abgeſtempelten Umſchlag dem Stimmen⸗ 
ſammler (8 16 HkVO.) zu übergeben und von dieſem uneröffnet in ein verſchloſſenes Gefäß (Wahl⸗ 
urne) zu legen iſt. 

8 14 

Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der Wahlausſchuß ($ 10) mit Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den-Ausſchlag. 


8 15 
Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes ſtellt der Wahlausſchuß (8 10) feſt, wieviel gültige 
Stimmen abgegeben ſind und wieviel davon auf jeden Wahlvorſchlag entfallen. 


8 16 

Die Mitgliederſitze werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältnis der ihnen nach § 15 zu⸗ 
ſtehenden Stimmen verteilt. 

Zu dieſem Zweck werden die auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallenden Stimmzahlen nachein⸗ 
ander durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt, bis von den ſich hierbei ergebenden Teilzahlen jo viele Höchſt⸗ 
zahlen der Größe nach ausgeſondert werden können, wie Mitglieder zu wählen ſind. Jeder Wahlvor⸗ 
ſchlag erhält ſo viele Mitgliederſitze, wie auf ihn Höchſtzahlen entfallen. Wenn die an letzter Stelle 
ſtehende Höchſtzahl auf mehrere Wahlvorſchläge zugleich entfällt, entſcheidet das Los. 

Die Verteilung der Sitze des Wahlkörpers II auf Arbeiter und Angeſtellte erfolgt im Ver⸗ 
hältnis von 5:3. Bei nicht voll aufgehenden Zahlen werden Bruchteile über °/ı, als ein Sitz ge 
rechnet. Bruchteile unter 10 gelangen nicht zur Anrechnung. Entfallen auf Arbeiter und Angeſtellte 
je 5/0, jo entſcheidet über die Zuteilung des Sitzes das Los. 

8 17 

Für die Verteilung der dem Wahlvorſchlag zugeteilten Mitgliederſitze unter die einzelnen Be⸗ 

werber iſt die Reihenfolge der Benennungen auf den Wahlvorſchlägen maßgebend. 
- 8.18 

Wenn ein zum Mitglied Berufener die Wahl ablehnt, oder vom Senat nicht beſtätigt wird, ſo 
ſtellt der Vorſitzende des Wahlausſchuſſes feſt, wer an ſeiner Stelle berufen iſt. Wenn während der 
Wahlperiode ein Mitglied ausſcheidet, ſo nimmt der Präſident der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
dieſe Feſtſtellung vor. Dabei wird nach Maßgabe der vorhergehenden Beſtimmungen verfahren. 


Abſchnitt II 
Ehrengericht bei der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
8 19 
° Beſtimmung ö 
Das Ehrengericht hat die Aufgabe, geſchäftliche Handlungen und Anterlaſſungen, die mit der 
kaufmännischen Ehre oder mit dem Anſpruch auf kaufmänniſches Vertrauen nicht zu vereinbaren find, 
feſtzuſtellen und zu ahnden. 
8 20 
Zuſtändigkeitsbereich 
Dem Ehrengericht unterſtehen Führer und Gefolgſchaft der der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
einſchließlich der Einzelhandelsvertretung zugehörigen Betriebe. 
8 21 
Iſt gegen eine der Ehrengerichtsbarkeit unterſtehende Perſon wegen einer ſtrafbaren Handlung die 
öffentliche Klage erhoben, ſo iſt es während der Dauer des Strafverfahrens unzuläſſig, wegen der⸗ 
ſelben Tatſache ein ehrengerichtliches Verfahren anhängig zu machen oder fortzuführen. 
ee 9 22 
Zuſammenſetzung 
Das Ehrengericht beſteht aus: 


1. einem Vorſitzenden, 
2. vier Beiſitzern, von denen mindeſtens einer der Gefolgſchaft angehören muß. 
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Die ordentlichen Mitglieder des Ehrengerichts ſowie der ſtellvertretende Vorſitzende und vier ſtell⸗ 
vertretende Beiſitzer werden von dem Präſidenten der Kammer auf die Dauer eines Jahres beſtellt. 
Aber Ablehnung eines Mitgliedes wegen Befangenheit entſcheidet der Vorſitzende. 

Der Vorſitzende beſtimmt ferner, welcher ſtellvertretende Beiſitzer im Falle der Verhinderung 
eines ordentlichen Beiſitzers an deſſen Stelle tritt. 

Der Vorſitzende und die Beiſitzer des Ehrengerichts üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 


8 23 
Verfahren 
Das ehrengerichtliche Verfahren können beantragen: 
1. ſtaatliche und kommunale Behörden, 
2. öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften wirtſchaftlicher Art, insbeſondere die Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammer, 
3. das bei der Induſtrie⸗ und Handelskammer beſtehende Einigungsamt in Sachen des un⸗ 
lauteren Wettbewerbs. a 
Ss 24 
Das Verfahren hat der Geſchäftsführer der Induſtrie⸗ und Handelskammer vorzubereiten. 


§ 25 
Der Vorſitzende des Ehrengerichts entſcheidet, ob der Antrag geeignet iſt, dem Ehrengericht zur 
Entſcheidung vorgelegt zu werden. Handlungen, die für das öffentliche und wirtſchaftliche Leben von 
untergeordneter Bedeutung ſind, (Bagatellſachen), ſollen nicht verfolgt werden. 


8 26 6 
Der Antragſteller und der Beſchuldigte ſind zur Verhandlung mittels eingeſchriebenen Briefes zu 
laden. Die Ladungsfriſt beträgt mindeſtens eine Woche. 
Der Beſchuldigte kann ſich eines Beiſtandes bedienen. Der Vorſitzende kann ungeeignete Beiſtände 
und ſolche, die die Vertretung gewerbsmäßig betreiben, zurückweiſen. 


8 27 
Die Verhandlung des Ehrengerichts iſt mündlich und nicht öffentlich. Das Protokoll iſt von 
einem Beamten oder Angeſtellten der Kammer zu führen, der der Verhandlung des Ehrengerichts 
mit beratender Stimme beiwohnt. 
§ 28 
Das Ehrengericht kann Zeugen und Sachverſtändige vernehmen ſowie beglaubigte Auszüge aus 
Geſchäftsbüchern fordern, ſoweit dieſe zur Klärung des Sachverhalts benötigt werden. 


8.29 
Das Ehrengericht kann das zuſtändige Amtsgericht um Vernehmung und Vereidigung von Zeugen 
oder Sachverſtändigen erſuchen. 
8 30 
Außert ſich eine Partei innerhalb der ihr geſetzten Friſt nicht ſchriftlich und erſcheint ſie nicht im 
Termin, ſo kann das Ehrengericht auf Grund des ihm bekannt gewordenen Vorbringens entſcheiden. ö 
8 31 5 
Entſcheidung 
Das Ehrengericht hat das Recht, 
eine Verwarnung oder 
einen Verweis auszuſprechen, 
von kaufmänniſchen Ehrenämtern auszuſchließen und 
in ſchwerwiegenden Fällen oder im Wiederholungsfalle auf eine Geldſtrafe bis 1000, — 8 
— eintauſend Gulden — zu erkennen. N 
Der Vorſitzende beſtimmt, ob und welchen Stellen der Spruch des Ehrengerichts mitzuteilen iſt. 


832 d 
Das Ehrengericht entſcheidet auf Grund geheimer Beratung mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet der Vorſitzende. = 
$ 33 * ven 
Der Spruch des Ehrengerichts iſt ſchriftlich auszufertigen, mit Gründen zu verſehen und vom 
Vorſitzenden des Ehrengerichts ſowie von dem Protokollführer zu unterzeichnen. . 


BB 
i Fee 8:34: 
Das Ehrengericht entſcheidet auch über die Koſten. Für das Verfahren werden nur bare Aus⸗ 


lagen in Anſatz gebracht. Die Koſten hat der Beſchuldigte zu tragen, wenn er verurteilt wird; im 
übrigen fallen ſie der Induſtrie⸗ und Handelskammer zur Laſt. 


§ 35 
Die Eintreibung der von dem Ehrengericht verhängten Geldſtrafen ſowie der Koſten erfolgt nach 
Maßgabe des § 30 HkVoO. 
§ 36 
Die Entſcheidung des Vorſitzenden gemäß $ 25 oder der Spruch des Ehrengerichts iſt den Par⸗ 
teien durch eingeſchriebenen Brief zuzuſtellen. 
§ 37 8 
Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden (5 25) ſowie gegen den Spruch des Ehrengerichts ein⸗ 
ſchließlich der Koſtenentſcheidung ſteht den Parteien innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach Zu⸗ 
ſtellung Berufung an den Senat der Freien Stadt Danzig zu. 


Abſchnitt III 
Schiedsgerichtsbarkeit in Arbeitsſtreitigkeiten 
§ 38 i 

Sofern die Induſtrie⸗ und Handelskammer Schiedsgerichte im Sinne der SS 78 bis 94 des Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetzes errichtet, hat ſie von der Einrichtung ſolcher Schiedsgerichte dem Treuhänder der 
Arbeit Mitteilung zu machen. 

Der Treuhänder der Arbeit kann bei Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit gemäß § 32 der Ver⸗ 
ordnung zur Ordnung der Arbeit vom 8. Mai 1934 einem bei der Induſtrie⸗ und Handelskammer er⸗ 
richteten Schiedsgericht die Entſcheidung von Streitigkeiten übertragen. 


Abſchnitt IV 
Einigungsamt in Sachen des unlauteren Wettbewerbs 


8 39 
Beſtim mung 


Das Einigungsamt hat die Aufgabe, Streitigkeiten wegen unlauteren Wettbewerbs im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig auf gütlichem Wege oder durch Schiedsſpruch zu erledigen. ; 


8 40 
Zuſtändigkeitsbereich : 
Das Einigungsamt kann in Anſpruch genommen werden bei allen Streitigkeiten, die ſich in An⸗ 
gelegenheiten des unlauteren Wettbewerbs, der Rabattgewährung, Preistreiberei und Preisſchleuderei 
ergeben. 5 
sa 
Berechtigt, Klage oder Widerklage zu erheben, ſind alle Perſonen oder Verbände, die auf Grund 
des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb klagen oder verklagt werden können. 


8 42 
f Zuſammenſetzung 

Das Einigungsamt beſteht aus dem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 

Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter werden von dem Präſidenten der Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammer ernannt. 8 f IF 

Als Beiſitzer werden von dem Präſidenten der Induſtrie⸗ und Handelskammer alljährlich minde⸗ 
ſtens 16 Kaufleute, Handwerker und ſonſtige Gewerbetreibende beſtellt. Zu dieſem Zweck ſchlägt die 
Handwerkskammer dem Präſidenten der Induſtrie⸗ und Handelskammer Handwerker in angemeſſener 
Zahl vor. s 8 8 = 

Der Vorſitzende des Einigungsamts beſtellt für die Verhandlung im Einzelfalle die beiden Bei⸗ 
ſitzer nach ihrer Sachverſtändigkeit. Der Vorſitzende hat das Recht, auf Wunſch einer der beiden Par⸗ 
teien oder in grundſätzlichen Fällen von ſich aus zwei weitere Beiſitzer, welche in der Regel dem Ge⸗ 
ſchäftszweige der betreffenden Parteien angehören ſollen, hinzuziehen. BE 
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8 43 
Verfahren f 
Das Einigungsamt ſoll in erſter Linie auf eine gütliche Beilegung der Streitigkeiten und auf Her⸗ 
beiführung eines Vergleiches hinwirken. 
8 44 
Läßt ſich der Beklagte auf Verhandlungen vor dem Einigungsamt nicht ein, ſo kann dieſes, falls 
nach ſeiner Anſicht die Sachlage genügend geklärt iſt, ein Gutachten abgeben, das beiden Par⸗ 
teien zuzuſtellen iſt. 
8 45 a 
Das Einigungsamt iſt berechtigt, im Rahmen ſeiner ſachlichen Zuſtändigkeit Richtlinien zu geben 
und zu veröffentlichen. 
x § 46 
Der Kläger hat den Klageantrag mit Begründung und Unterlagen bei dem Vorſitzenden des 
Einigungsamtes ſchriftlich mit einer Abſchrift einzureichen. 


8 47 
Der Vorſitzende ſoll zunächſt den Verſuch machen, den Streitfall von ſich aus ohne Anberaumung 
eines Termins zu beſeitigen. 
Schlägt dieſer Verſuch fehl, ſo iſt der Verhandlungstermin mit möglichſter Beſchleunigung anzu⸗ 
beraumen. 
Auf eine ſchriftliche Außerung des Beklagten zu dem Klageantrag kann verzichtet werden. 


a 8 48 
Gibt der Beklagte nach Kenntnisnahme des Klageantrages eine Erklärung dahingehend ſchriftlich 
oder zu Protokoll ab, daß er der Forderung des Klägers nachkommen werde, ſo wird das Verfahren 
eingeſtellt, nachdem die Erklärung des Beklagten dem Kläger zugeſtellt worden iſt. 


§ 49 
Die Verhandlungen vor dem Einigungsamt ſind nicht öffentlich, jedoch können Perſonen, die ein 
berechtigtes Intereſſe nachweiſen, als Zuhörer zugelaſſen werden. 


8 50 
Die Parteien können ſich durch Kaufleute, Gewerbetreibende, Vertreter wirtſchaftlicher Verbände 
oder durch rechtskundige Perſonen vertreten laſſen. 
8 51 
Das Einigungsamt iſt berechtigt, Zeugen und Sachverſtändige zu vernehmen. Die Parteien ſind 
berechtigt, ſolche zur Verhandlung zu ſtellen. 
82 
Vergleiche ſind beiden Parteien durch eingeſchriebenen Brief zuzuſtellen. 


a 8.53 
Vergleiche und Schiedsſprüche ($ 55) können ohne Nennung der Namen der Parteien durch den 
Präſidenten der Induſtrie⸗ und Handelskammer veröffentlicht werden. 


8 84 
Koſten 
Die Tätigkeit im Einigungsamt iſt ehrenamtlich. 
Koſten für das Verfahren vor dem Einigungsamt werden nur in der Höhe der entſtandenen Aus⸗ 
lagen erhoben. 5 a 
Über die Höhe und die Auferlegung der Koſten entſcheidet das Einigungsamt. 
Zur Deckung der Auslagen kann der Vorſitzende des Einigungsamts von den Parteien ange⸗ 
meſſene Vorſchüſſe verlangen. Er 
Die Eintreibung der Koſten erfolgt nach Matzgabe des $ 30 HkVO. 
8:55 
Schiedsgericht 
Vereinbaren die Parteien, daß die Entſcheidung einer Rechtsſtreitigkeit, welche ſich auf die in 
$ 40 genannten Angelegenheiten bezieht, durch das Einigungsamt als Schiedsgericht erfolgen ſoll, ſo 
beſtimmt ſich das weitere Verfahren des Einigungsamts nach den Vorſchriften der 88 1025 bis 1048 


ZPO. 
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| Macht der Kläger gegen den Beklagten einen Anſpruch auf Schadenserſatz geltend und iſt die Be⸗ 

meſſung des Schadenerſatzes praktiſch nicht durchführbar, ſo kann das Einigungsamt als Schieds⸗ 
gericht den Beklagten zu einer an den Kläger zu zahlenden Buße bis zur Höhe von 200,.— G verur- 
teilen. 


Die Gebühr für jeden Schiedsſpruch beträgt mindeſtens 10. — G und höchſtens 50,— G und 
fließt in die Kaſſe der Induſtrie- und Handelskammer. Außerdem können die in dem Verfahren ent⸗ 
ſtandenen Auslagen in Anſatz gebracht werden. 


"on 


Abſchnitt V | 
Einzelhandelsvertretung der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig 
8 56 


5 Die Induſtrie- und Handelskammer faßt ſämtliche Gewerbetreibende, die weder im Handelsregiſter 
eingetragen ſind, noch zum Handwerk gehören, zu einer Einzelhandelsvertretung zuſammen. Dieſe Ein⸗ 
zelhandelsvertretung umfaßt ferner diejenigen Einzelhändler, die im Handelsregiſter eingetragen ſind. 


§ 57 

Die Einzelhandelsvertretung it ein Organ der Induftrie- und Handelskammer und hat im Rahmen 
der Kammer die Aufgabe, ſowohl die Geſamtintereſſen des Einzelhandels wahrzunehmen, als auch 
zwiſchen allen Beſtrebungen der zum Einzelhandel gehörigen Fachgruppen und Verbände einen Ausgleich 
zu bewirken. 

Ss 58 

Die Einzelhandelsvertretung beſteht aus dem Vorſitzenden, dem oder den Nelkogpkyeienoen Vor⸗ 

ſitzenden und dem Beirat. N 
i 8 59 

Der Vorſitzende und fein oder ſeine Stellvertreter werden jährlich von dem Präſidenten der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer ernannt. 

Der Vorſitzende beſtellt zu feiner Unterſtützung und Beratung einen Beirat, in dem alle wichtigeren 
Fachzweige des Einzelhandels vertreten ſein ſollen. Die Mitglieder der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
gehören, ſoweit ſie Einzelhändler ſind, dem Beirat ohne weiteres an. 

Der Vorſitzende kann zur Behandlung von einzelnen Fragen im Einvernehmen mit Wem Präſi⸗ 
denten der Induſtrie⸗ und Handelskammer Ausſchüſſe einſetzen. 


§ 60 
Die der Einzelhandelsvertretung zugehörigen Gewerbetreibenden, mit Ausnahme der im Handels⸗ 
regiſter eingetragenen Einzelhändler, haben an die Induſtrie⸗ und Handelskammer einen einheitlichen 
jährlichen Grundbeitrag von höchſtens 6. — G zu zahlen. 


8 61 
Die Einzelhandelsvertretung iſt verpflichtet, eine Handels⸗ und Gewerberolle zu führen, in der die 
nach § 60 beitragspflichtigen Perſonen einzutragen ſind. 
Auf Grund dieſer Liſte wird ſeitens der Induſtrie⸗ und Handelskammer ein amtlicher Handels- 
und Gewerbeausweis ausgeſtellt. 8 


Die Eintragung in die Handels- und Gewerberolle ſowie die Ausſtellung Dee amtlichen Handels⸗ 
und Gewerbeausweiſes wird verweigert oder entzogen, wenn eine geſetzlich vorgeſchriebene Voraus- 
ſetzung für die Ausübung des Gewerbes nicht oder nicht mehr vorhanden iſt. 


§ 62 
Die Geſchäfte der Einzelhandelsvertretung ſind von on Amtsitelle der uten und Handels⸗ 
kammer zu führen. 
Abſchnitt VI 
Bildungs-, insbeſondere Lehrlingsweſen 
. 8 63 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer kann Gejellenprüfungen für gewerbliche Lehrlinge in ein⸗ 
zelnen Induſtriezweigen und den Gewerbezweigen, die nicht der Aa de eee zugehörig ind, Kur 
Gehilfenprüfungen. für kaufmänniſche Lehrlinge veranſtalten. 


866 
Die Einrichtung ee Geſellen⸗ oder Gehilfenprüfungen bedarf der Zuſtimmung des 
Senats. 
8 64 : 
Die Snduftrie- und Handelskammer errichtet für die Durchführung der Geſellenprüfungen ein 


Amt für gewerbliches Prüfungsweſen und für die Durchführung der Gehilfenprüfungen ein Amt für 


kaufmänniſches Prüfungsweſen. 

Dieſe Prüfungsämter haben die Aufgabe, der Indujtries, und Handelskammer die von ihr zu 
genehmigenden Prüfungsordnungen vorzuſchlagen, den Prüfungsausſchüſſen Richtlinien zu geben, die 
Prüfungsausſchüſſe zu beſetzen, über die Beſchwerden betreffend Zulaſſung zu Prüfungen zu entſcheiden 
und die Tätigkeit der Prüfungsausſchüſſe zu überwachen. 

Bei der Beſetzung der Prüfungsämter und der Prüfungsausſchüſſe ſind Betriebsführer, Gefolg⸗ 
ſchaft und amtliche Lehrkräfte zu berückſichtigen. 

Die Tätigkeit in den Prüfungsämtern und Ausſchüſſen iſt ehrenamtlich. Erſatz barer Auslagen 
kann gewährt werden. 

8 65 

Die vor den Prüfungsausſchüſſen der Induſtrie- und Handelskammer abgelegten gewerblichen 

Geſellenprüfungen gelten als Geſellenprüfungen im Sinne des $ 2 Abſ. 1 Ziffer 2 der Rechtsver⸗ 


ordnung betreffend die Einführung von Handwerkerkarten, vom 25. Februar 1932 (G. Bl. S. 118) 
und berechtigen gemäß S 6 Abſ. 5 der gleichen Verordnung nach Maßgabe der Vorſchriften des §133 


Gew. O. zur Ablegung der Meiſterprüfung vor den Prüfungskommiſſionen der Handwerkskammer. 


§ 66 
Der Senat kann die Indujtrie- und Handelskammer ermächtigen, für die in der Induſtrie täti⸗ 
gen Berufe und Berufsgruppen Meiſterprüfungen zu veranſtalten. Die vor den betreffenden Prüfungs⸗ 
ausſchüſſen der Induſtrie⸗ und Handelskammer beſtandenen Meiſterprüfungen ſtehen den Meiſterprü⸗ 
fungen im Sinne des $ 2 Abſ. 1 Ziffer 1 der Rechtsverordnung betreffend die Einführung von 
Handwerkerkarten, vom 25. Februar 1932 gleich. 


§ 67 
Das gewerbliche und kaufmänniſche Prüfungsweſen der Induſtrie- und Handelskammer unterſteht 
der Aufſicht des Senats. 
8 68 5 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer iſt verpflichtet, für diejenigen Induſtrie⸗ und Handelszweige, 
für die fie obligatoriſche Gefellen- oder Gehilfenprüfungen eingerichtet hat, Lehrlingsrollen zu führen. 


§ 69 
Die Induſtrie- und Handelskammer iſt berechtigt, zur Regelung des Lehrlingsweſens Vorſchriften 


zu erlaſſen. Dieſe Vorſchriften können eine Beſchränkung der Lehrlingshaltung ſowie die Entziehung 


der Ausbildungsberechtigung von Lehrlingen unter beſtimmten Vorausſetzungen vorſehen. 
Die Vorſchriften bedürfen der Genehmigung des Senats. 


Abſchnitt VII 
Geſchäfts führung 
8 70 

Die Induſtrie- und Handelskammer hat eine Amtsſtelle, die nach den Anweiſungen des Präſi⸗ 
denten von dem Geſchäftsführer der Kammer geleitet wird. Das Nähere beſtimmt die von dem Prä⸗ 
ſidenten zu erlaſſende Geſchäftsordnung. 

Der Geſchäftsführer und feine Stellvertreter werden als Beamte angeſtellt. Ihre Anſtellung erfolgt 
auf Grund eines beſonderen Vertragsabſchluſſes durch den Präſidenten vorbehaltlich der Ernennung, 
die durch den Senat erfolgt. 

8 7¹ 

Die amtlichen Bekanntmachungen der Induſtrie⸗ und Handelskammer erfolgen in zwei Danziger 
Tageszeitungen und, ſoweit ſie rechtliche Verpflichtungen betreffen, auch im Staatsanzefger für die Freie 
Stadt Danzig. 

Abſchnitt VIII 
Haushaltsplan und Kaſſenführung 
8 72 RER 

Der Hatkshöltsplan nd die Höhe des Zuſchlags zur Gewerbeſteuer ſowie des einheitlichen Grund⸗ 

beitrages gemäß § 60 wird von dem Präſidenten der Kammer nach Anhörung des Beirates 8 23 


867 
HBO.) alljährlich feſtgeſetzt, Der Haushaltsplan wird ſnäteſtens zwei Wachen nach Übermittlung der 
Veranlagungsergebniſſe durch die Steuerämter dem Senat zur Genehmigung eingereicht. Bis zur Ge⸗ 
nehmigung des Haushaltsplanes durch den Senat erfolgt die Kaſſenführung nach dem Haushaltsplan 
des Vorjahres. 
$ 73 
Die Kaſſenführung unterliegt einer ſtändigen Kontrolle durch einen ſachverſtändigen Kaufmann oder 
einen öffentlich angeſtellten Bücherſachverſtändigen. Dieſer Prüfer darf weder Mitglied des Beirates, 
noch der Geſchäftsführung der Kammer fein. Er hat allmonatlich dem Präſidenten einen ſchriftlichen 
Bericht zu erſtatten. 
8 74 
Vor Feſtſetzung des Haushaltsplanes für das laufende Jahr haben der Geſchäftsführer der 
Kammer und der Prüfer je einen beſonderen Bericht über das abgeſchloſſene Rechnungsjahr dem Präſi⸗ 
denten zu erſtatten. 


Abſchnitt IX 
Übergangs⸗ und ſonſtige Beſtimmungen 
8 75 

Die Mitglieder der Induſtrie⸗ und Handelskammer übernehmen ihr Amt jeweils ab 1. Januar 
des auf ihre Wahl folgenden Jahres. Die Amtsdauer beträgt 4 Jahre. Die aus der erſten Wahl zur 
Induſtrie⸗ und Handelskammer hervorgehenden Mitglieder übernehmen ihr Amt am Tage nach der 
Feſtſtellung des Wahlergebniſſes; ihre Amtszeit rechnet vom 1. Januar 1935 ab. Im Falle der Auf⸗ 
löſung der Kammer durch den Senat ($ 35 Abſ. 2 HkVO.) und der Neuwahl der Mitglieder der 
Kammer übernehmen die Mitglieder ihr Amt am Tage nach der Feſtſtellung des Wahlergebniſſes; ihre 

Amtszeit rechnet vom 1. Januar des folgenden Jahres ab. 


8 76 


Im Falle der Auflöfung der Kammer durch den Senat trifft der Präsident die Beſtimmungen 
über die Geſchäftsführung und Vermögensverwaltung der Kammer für die Zeit bis zur Neuwahl. 


8 77 


Die Induſtrie⸗ und Handelskammer iſt die Rechtsnachfolgerin der früheren Handelskammer zu 
Danzig und übernimmt die Verwaltung der von dieſer bisher verwalteten Stiftungen. 


§ 78 

Die gemäß Verordnung, betreffend die Weiterzahlung von Handelskammer⸗ und Handwerks⸗ 
kammerbeiträgen, vom 29. März 1934 (St. A. Teil I Nr. 27 vom 11. April 1934) fälligen Handels⸗ 
kammerbeiträge ſind für die Zeit bis 30. September 1934 zu veranlagen und zu erheben. Über Ein⸗ 
ſprüche gegen dieſe Beiträge entſcheidet der mit der Überleitung betraute Beauftragte des Senats 
bis zu ihrer Erledigung. 

Für die Zeit vom 1. Oktober 1934 ab ſind die Beiträge für die Induſtrie⸗ und Handelskammer 
gemäß dieſem Statut zu zahlen. . 

Der als Induftrie- und Handelskammerbeitrag zu erhebende Zuſchlag zur Gewerbeſteuer für die 
Zeit vom 1. Oktober 1934 bis 31. März 1935 beträgt 5%, der einheitliche Grundbeitrag ($ 60) 
für den gleichen Zeitraum 3, — G. 


Danzig, den 22. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Huth 


n 
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330 See Rechtsverordnung, e e DET 


1 


en die Mufhebung ver Rechtsverordnung vom 9. 11. 1934 (G. Bl. S. 743) zur Dutch⸗ 
führung des 8 5 der Verordnung vom 20. 8. 1934 zur Regelung des Verkehrs a Erzeugniſſen der 


Landwirtſchaft und der Fiſcherei. 
Vom 11. Dezember 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 68, 89 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 8 

Die Rechtsverordnung vom 9. 11. 1934 (G. Bl. S. 743) zur Durchführung des 8 5 der Rechtsver⸗ 


ordnung vom 20. 8. 1934 zur Regelung des Verkehrs mit Erzeugniſſen der Landwirtſchaft und 
der Fiſcherei (G. Bl. S. 649) wird aufgehoben. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


. N Berichtigung. 


In der Rechtsverordnung vom 30. Juni 1934 betr. Umbildung der Schulverwaltung (G. Bl. 
S. 585) muß es in Artikel I heißen: „Die Rechtsverordnung zur Umbildung der Schulverwaltung 
vom 20. März 1934“ uſw. ſtatt 20. April 1934. 


Ebenſo muß es in der Durchführungsverordnung vom 10. Juli 1934 (G. Bl. S. 585) heißen: 
„Rechtsverordnung zur Umbildung der Schulverwaltung vom 20. März 1934“ ſtatt 20. April 1934. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Boeck 


332 ; Druckfehlerberichtigung. 


In der 11. Verordnung zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. Nr. 97 S. 819) muß es auf Seite 821 Ar⸗ 
tikel II ſtatt „31. Oktober“ heißen: „1. Oktober“. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


